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Daß die Religion einer der stärksten Antriebe im Leben 
von Staat und Gesellschaft sei, ist eine Idee, die gerade heute 
beginnt, der denkenden Welt wieder bewußt zu werden. Die 
Spaltungen zwar sind innerhalb der europäischen Staatenwelt 
nicht verschwunden, und von einem religiösen Gesamtbewußt- 
sein kann heute weniger denn je gesprochen werden. Aber 
der Umstand, daß die Kraft religiöser Ideen der menschlichen 
Persönlichkeit wiederum als Grundlage und Antrieb zum Han- 
deln zu gelten beginnt, bringt eine gewisse Gemeinsamkeit doch 
wenigstens in den allgemeinen Umrissen zur Geltung. Und 
Staat und Gesellschaft werden dem Einströmen der religiösen 
Kräfte alsbald eine beiden Sphären gerecht werdende, die Ge- 
samtheit mit neuem Leben erfüllende Form gewähren müssen. 

Damit aber ergibt sich ein Problem von weitreichender 
Bedeutung auch für die wissenschaftliche Erkenntnis. Denn 
wenn es bisher fast als Postulat galt, daß die Religion als 
Glaubenssache aus der Welt der wissenschaftlichen Theorie zu 
eliminieren sei, so kann diese Betrachtungsweise heute nicht 
mehr genügen. Wie aber kann andererseits das religiöse Dogma 
imstande sein, der Theorie eine tragfähige Stütze zu geben? 
Ist nicht insbesondere die Lehre vom Staat immer, wo nicht 
im Gegensatz, so doch wenigstens unabhängig von kirchlicher 
Dogmatik ausgebildet worden? 

So meinen es in der Tat fast sämtliche Schriftsteller des 
Zeitalters seit etwa 1830, die sich mit den Fragen des Staats 
und seines Rechts befaßt haben, wie sie auch immer das Pro- 
blem angefaßt haben mögen. Nicht daß sie bewußtermaßen 
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das religiöse, das heißt also: das moralische Element aus ihrer 
Betrachtungsweise ausgeschlossen hätten. Im Gegenteil, viele 
von ihnen sehen gerade darin ihre Aufgabe, das Gewordene mit 
dem Maßstab der Moral auf seine Berechtigung hin zu prüfen 
und zu messen. Aber eben jenes Bewußtsein der Identität des 
religiösen und moralischen Elements ist geschwunden, und damit 
der Zusammenhang der Persönlichkeit und ihrer Handlungen 
mit der Welt des sittlich Gebotenen gelöst worden. 

Eine Entwicklung, die keineswegs erst mit derjenigen 
Epoche beginnt, deren Abschluß wir nunmehr selbst erlebt 
haben, sondern die doch nur die Fortsetzung jener uralten 
Antithese ist, deren Bedeutung mit den Worten: Staat und 
Kirche hier nur angedeutet sein möge. Freilich, geben wir 
uns darüber keinem Zweifel hin, für die Versuche der Lösung 
jenes Problems ist die Gründung des Deutschen Reichs und der 
dadurch hervorgerufene Konflikt zwischen dem Staat und den 
Angehörigen des katholischen Bekenntnisses von entscheidender 
Bedeutung geworden. Denn nichts mußte für die Stellung der 
jenem Bekenntnis nicht anhängenden Teile der wissenschaft- 
lichen Welt verhängnisvoller werden, als das Ende jenes Kampfes, 
das weder der einen, noch der anderen Partei eine befriedigende 
Lösung brachte Nur so konnte jene Anschauung aufs neue 
an Boden gewinnen, die in der Befugnis des einzelnen, sich 
seine Ansichten selbst zu bilden und sie frei zu äußern, und 
in dem Recht der Gesellschaft, die Feststellung und den Aus- 
druck derselben ihr selbst und ihren verfassungsmäßigen Organen 
zu überlassen, die Lösung des Problems zu finden glaubten. 
Als ob ein solcher Verzicht auf die Lösung Schwierigkeiten 
beseitigen könnte, deren Vorhandensein demjenigen, der die 
Freiheit der eigenen Meinung als der Weisheit letzten Schluß 
ansieht, allerdings nicht zum Bewußtsein kommen kann. 

Jener Zwiespalt zwischen wissenschaftlichem Erkenntnis- 
streben und religiösem Bewußtsein tritt uns nun in der Tat 
allenthalben als ungelöstes Problem entgegen und läßt uns die 


ur = 


Grundgedanken der verschiedenen Richtungen in der — man 
gestatte den Ausdruck — profanen neueren Staats- und 
Gesellschaftsphilosophie erst recht verstehen. Das zeigt zum 
Beispiel — um zunächst der philosophischen Schule die Auf- 
merksamkeit zuzuwenden — eine Betrachtung derjenigen Rich- 
tung, die im Anschluß an Kant vom rechtsphilosophischen 
Standpunkt aus das Problem des Staates zu lösen versucht. 
So hat es einer ihrer Ersten, Hermann Cohen, selbst aufs 
klarste ausgesprochen: „Nicht an die Religion in irgendwelcher 
verlarvten Form darf die Ethik abgetreten werden. Auch darf 
jener der Vortritt nicht eingeräumt werden. Was Ethik sei, 
hat die Philosophie... . festzustellen. Was in der Religion 
Sittlichkeit sei, das hat die Religion selbst erst von der Ethik 
zu lernen“ (Ethik des reinen Willens, 1904, 8. 20). Aber die 
Religion will doch ihrerseits den Willen des Menschen bestim- 
men und bestimmt ihn nicht nur wirklich, wie Vergangenheit 
und Gegenwart täglich zeigen, sondern hat auch das Recht, 
ihn zu bestimmen! Denn sie allein erhält ihre Legitimation 
von der höchsten Instanz des menschlichen Handelns überhaupt. 
Wer daher den Willen aus dieser Sphäre heraushebt, beraubt 
ihn seiner eigentlichen Stütze. Er kann seiner wahren Moti- 
vation nicht inne werden und muß zu jener Trennung der drei 
Begriffe des Wollens, Könnens und Erkennens gelangen, auf 
der letzten Endes die bekannte Unterscheidung der neukantischen 
Rechtsschule von „Sein“ und „Sollen“ überhaupt beruht, und 
die gleichfalls keineswegs eine Neuerung, sondern das Ergebnis 
jahrhundertelanger geistesgeschichtlicher Kämpfe bedeutet. Nur 
wenn man die Verbundenheit jener drei Elemente der mensch- 
lichen Persönlichkeit in ihrer wechselseitigen Motivation und 
ihrer auf der Vorstellung eines einheitlichen Weltgeschehens 
beruhenden tiefsten Einheit erkannt hat, kann man den Grund- 
irrtum der genannten Richtung aufdecken, deren Ausgangs- 
punkt: „der Zwiespalt zwischen Ich und Welt, Seele und Leib, 
Subjekt und Objekt, Form und Inhalt“, eben auf dem Nicht- 
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glauben an die Möglichkeit einer letzten Einheit alles Seins 
beruht !). | 

Wer möchte aber meinen, daß auch diestreng juristische 
Methode in der Behandlung des Staatsrechts, deren philo- 
sophischer Unterbau so schwer erkennbar ist, im letzten Grunde 
auf allgemeinen Anschauungen beruht, die denen der rechts- 
philosophischen Schule keineswegs ganz fern stehen. 

Selbst ein so loyaler Schriftsteller wie Georg Meyer 
verleugnet diese Gemeinsamkeit nicht. Wenn er in der Einleitung 
zu seinem Lehrbuch des deutschen Staatsrechts — deren Unzu- 
länglichkeit im übrigen heute so einleuchtend ist, daß sie nur 
zu Zwecken, wie dem vorliegenden, noch verwendbar erscheint —, 
davon ausgeht, daß der Staat als persönlicher Grund- 
lage einer Menge von Menschen bedürfe, die in dieser Be- 
ziehung als Volk im politischen Sinne zu bezeichnen sei, 
wenn er sodann vom Volk in natürlicher (Nation) und 
wirtschaftlicher Gliederung (Gesellschaft) spricht, und 
dem allen das Staatsgebiet als sachliche Grundlage 
gegenüberstellt (7. A. S. 11), so zeigt er sich mit dieser Unter- 








1) 8. Kelsen, Hauptprobleme der Staatsrechtslehre, VI). Die 
Einheit von Nosse, Velle, Posse ist die Grundlage auch der scho- 
lastischen Philosophie. Wir finden sie in schärfster Betonung noch bei 
Vico (De universi juris uno principio et fine uno liber unus [Opera 
Latina, ed. Ferrari, T. II. p. 12]: Omnis divinae atque humanae eru- 
ditionis elementa tria, Nosse, Velle, Posse, quorum prineipium unum 
Mens, cujus oculus Ratio, cui lumen praebet Deus. Sie steht bei Vico 
durchaus im Mittelpunkt seines Systems und im bewußten Gegensatz 
zu Cartesius, dessen Metaphysik Vico eben deswegen ablehnt, 
weil sie keine Moral zeige, die zur christlichen Religion stimme 
(„Lebenebeschreibung‘ bei Weber: Giambattista Vi co, Grund- 
züge einer Neuen Wissenschaft 1822, 8. 57), ein Vorwurf, den Vico 
übrigens auch gegen die Nachfolger Descartes’ Malebranche und 
Pasca] erhebt, ohne doch andererseits sich den protestantischen 
Schriftstellern: Grotius, Selden ‚ Pufendorf anzuschließen. 
Unterschiede und Abwandlungen in der geistesgeschichtlichen Entwick- 
lung der beginnenden Aufklärung, die der heutigen Entwicklung als 
Spiegelbild dienen können. — 
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scheidung in einer Auffassung von dem Wesen der mensch- 
lichen Persönlichkeit befangen, die von einer Synthese jeden- 
falls weit entfernt ist. Denn abgesehen davon, daß die Fun- 
dierung des Gesellschaftsbegriffs auf nur wirtschaftlichen Grund- 
lagen eine unerträgliche Begrenzung dieses universalsten aller 
menschlichen Begriffe bedeutet, führt die Verlegung des Kri- 
teriums der Nation in die „Sphäre des Volksbewußtseins“ 
(Anm. 2a) zu einer gefährlichen Eliminierung des objektiven 
Elements. Was soll dem Volksbewußtsein als Richtlinie und 
Maßstab für den Grad der Intensität und die Grenze seiner 
Ausdehnung dienen? Die Gesetze des Staats doch offenbar 
nieht; denn diese betreffen ja nur das Volk im politischen 
Sinne. Noch weniger die Vorschriften der Religionsgemein- 
schaft; diese werden, ebenso wie die Bindungen der Sprache 
und Rasse, ausdrücklich ausgenommen. Bleiben also nur die 
Gesetze der Moral als einer von der historischen Gegebenheit 
losgelösten sittlichen Ordnung, deren Vorhandensein aus der 
freien Ueberzeugung des freien Menschen geschöpft wird. Liegt 
aber nicht eben auch darin eine Loslösung der Welt des Sollens 
von der des Seins? Wenn weder der Staat noch die Kirche 
das Gesamtbewußtsein einer Nation — und welche stärkere 
Bindung läßt sich denken, als die durch die Nation bewirkte? — 
zu begründen imstande ist, entbehren dann nicht beide Organi- 
sationen ihr eigentliches Daseinselement? Und werden damit 
nieht beide Mächte gewaltsam aus einem Bereich verdrängt, der 
in früheren Jahrhunderten ihre ureigenste Domäne gewesen ist?') 








1) Daß im übrigen die Wege, die die philosophische und die juri- 
stische Schule im Staatsrecht gegangen sind, verschieden sind und weit 
auseinander führen, soll natürlich nicht verkannt werden. Ihr Aus- 
gangspunkt: die Opposition gegen den Gedanken eines universalen, von 
religiösem Geist erfüllten Staats ist ihnen aber gemeinsam. Eine Unter- 
suchung der Gegensätzlichkeiten im einzelnen würde an dieser Stelle 
zu weit führen; nur so viel möge bemerkt werden, daß die Auffassung 
der neukantischen Rechtsschule doch wohl auch als eine Reaktion gegen 
die herrschend gewordene empirische Behandlung des Tatsachen- 
materials aufzufassen sein dürfte. Die Unmöglichkeit einer philoso- 
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Ich kann im Rahmen dieser Untersuchung den einzelnen 
Richtungen der modernen Staats- und Rechtsphilosophie nur 
an einigen wenigen Punkten näher kommen, und darf meine 
Aufgabe als hinreichend gelöst betraehten, wenn ich die gleich- 
mäßige Grundlage derselben an einigen wenigen Beispielen auf- 
zuhellen trachte. Eine ausführliche Darstellung würde den 
allgemeinphilosophischen Geistesströmungen des vergangenen 
Jahrhunderts nachzuspüren haben und demzufolge eine umfas- 
sende Berücksichtigung der gesamten Literatur jener. Epoche 
erfordern. Nur um das Moment, auf das ich die Aufmerksam- 
keit an dieser Stelle hinlenken möchte: die Zusammenhänge 
der religiösen Dogmen mit den politischen Ideen, noch schär- 
fer zu betonen, möchte ich einen Blick auf jene Form der An- 
schauung werfen, die man mit dem Ausdruck „Soziologie“ zu 
bezeichnen pflegt. Nicht etwa, um den Chor der Kritiker, 
deren es freilich weniger gibt als Anhänger, um eine Stimme 
zu vermehren, sondern lediglich zur Verdeutlichung der ge- 
stellten Aufgabe. Denn wenn es sich ergibt, daß die sozio- 
logische Betrachtungsweise, gemessen an dem Maßstab der 
tatsächlich vorhandenen Potenzen, lediglich eine Stellungnahme 
bei der Beurteilung gegebener Realitäten bedeutet, so wird es 
möglich sein, diese selbst schärfer zu erfassen und die wahr- 
haft wirkenden Ideen von den bloß subjektiven, wellsmechuus 
lichen Betrachtungsweisen zu unterscheiden. ; 

Wenn die soziologische Betrachtungsweise die nenne 
Handlung in den Mittelpunkt stellt, so unterscheidet sie 








phischen Durchdringung auf dem eingeschlagenen Wege und das Ver- 
langen danach leiteten dann in die Bahnen des zersetzenden Kritizismus 
hinüber. — Einen ganz anderen Standpunkt als Meyer und die son- 
stigen Vertreter seiner Richtung nimmt übrigens noch Gerber ein. 
Vgl. seine „Grundzüge eines Systems des deutschen Staatsrechts (1865) 
S. 3 Anm. 2: „Das Wort und den Begriff »Herrschen« nehme ich als 
einen spezifisch dem Staatsrecht angehörenden in Anspruch. Er be- 
zeichnet den eigentümlichen Willensinhalt der Staatspersönlichkeit, 


Nur für die Kirche kann eine ähnliche Auffassung noch berechtigt 
sein*, 
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sich dadurch nieht von irgendeiner anderen philosophischen 
Betrachtungsart. Denn jedes philosophische System muß vom 
Menschen als handelndem Wesen ausgehen und die menschliche 
Individualität in den Mittelpunkt seiner Anschauung stellen. 
Nichts anderes hat Pufendorf getan, wenn er schon in 
seiner Jugendschrift, den Elementa jurisprudentiae universalis, 
von den „res morales“ als Grundlage seines Systems ausgegangen 
ist. Ein Gegensatz zu früheren, insbesondere der natur- 
reehtlichen Betrachtungsweise besteht also insoweit keines- 
wegs. Nur insofern ist ein Gegensatz vorhanden, als die Sozio- 
logie das Handeln des Menschen von vorneherein unter einem 
bestimmten Gesichtspunkt auffaßt. Handeln soll nämlich — 
ich folge hier der von Max Weber im „Grundriß der Sozial- 
ökonomik* (Bd. III: Wirtschaft und Gesellschaft) gegebenen 
Definition — ein menschliches Verhalten dann heißen, wenn 
und insofern der Handelnde mit ihm einen subjektiven Sinn 
verbindet; und in dieser Lagerung soll die Soziologie ins- 
besondere das soziale Handeln, das heißt: das auf das Ver- 
halten anderer bezogene Handeln betreffen. Aber gerade 
in dieser Begrenzung kann ein Kriterium der soziologischen 
Betrachtungsweise nicht gefunden werden. Ein bestimmter Sinn 
liegt jedem menschlichen Handeln zugrunde; es ist nichts 
anderes als die Motivierung desselben und bietet nicht in seiner 
Allgemeinheit, sondern erst in seiner Besonderheit der erken- 
nenden Anschauung ein lohnendes Objekt. Sein Vorhanden- 
sein kann also ein Unterscheidungsmerkmal für die Möglichkeit 
nicht abgeben, noch weniger die Grundlage für einen begriff- 
lich konstruierten ‚reinen Typus“ der Handelnden sein. Die 
Typizität kann vielmehr stets nur in der Handlung selbst ge- 
geben sein, und nur insofern kann sie die Grundlage für eine 
rein empirische Wissenschaft bilden. Und insofern ist aller- 
dings die Geschichte, deren Aufgabe die Aufzeigung der Auf- 
einanderfolge und Verflechtung menschlicher Handlungen ist, 
eine rein empirische Wissenschaft. Die Betrachtung des mensch- 


lichen Handelns als solehen aber kann stets nur nach einem 
objektiv richtigen und metaphysisch ergründeten Maßstab er- 
folgen. Sie ist keineswegs empirisch und darf keineswegs vor 
den Tatsachen eines vorhandenen subjektiven Sinnes Halt machen, 
dessen Inhalt sie vielmehr zu erkennen und auf seine Berech- 
tigung hin zu prüfen hat. Wollte man der wissenschaftlichen 
Erkenntnis dieses Recht zur Wertung bestreiten, so würde — 
und in der Tat geschieht es heute so fast überall — ihr wahrer 
Zweck völlig verkannt werden. 

Mit der Feststellung und Darstellung sinnhaften Handelns 
ist es also nicht getan. Und auch die Darstellung sozialen 
Handelns allein ist weit davon entfernt, der Aufgabe wissen- 
sehaftlicher Erkenntnis gerecht zu werden. Denn abgesehen 
davon, daß das Handeln des Menschen stets auf das Verhalten 
anderer bezogen, in dem hier gemeinten Sinn also stets sozial 
ist, kann doch in der bloßen Darstellung sozialen Handelns 
keine befriedigende Durchdringung des zu untersuchenden Stoffes 
gefunden werden. Die Unzulänglickeit dieser Methode macht 
sich denn auch auf gesellschaftswissenschaftlichem Gebiet nicht 
weniger geltend als auf dem der Jurisprudenz; in beiden be- 
gegnen wir einem Positivismus, dessen Unfruchtbarkeit nur auf 
einen Grundirrtum in der Arbeitsmethode zurückgeführt werden 
kann. Dieser Grundirrtum liegt eben in jener Auffassung vom 
menschlichen Handeln als einer von gewissen Voraussetzungen 
zwangsläufig bestimmten, der moralischen Wertung und der 
freien Entschließung entzogenen Manifestation sozialer Regungen 
und Triebe. Wer sieht hier nicht das uralte Problem der 
Willensfreiheit in neuer F ormulierung! Es ist eine Frage der 
Moral, die auf empirischem Wege zu lösen die soziologische 
Betrachtungsweise sich vergeblich bemüht. 

Und hier erkennen wir nun auch mit Deutliehkeit die Ver- 
wandtschaft aller bisher betrachteten Methoden und Anschau- 
ungsweisen. Denn sie alle sind, mögen sie sonst nach Maß- 
gabe ihres Gegenstandes und ihres Ausgangspunktes vonein- 
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ander abweichen, darin einig, daß sie die menschliche Hand- 
lung, die „actiones* Pufendorfs, als etwas den Geboten 
des Sollens Entzogenes, lediglich der Sinnenwelt Zuzurechnendes 
ansehen und demgemäß der Wertung durch das geschiehtlich 
Gewordene nicht unterwerfen. Das ist der Kern der rechts- 
philosophischen Schule, für die das Handeln und das Wollen 
niemals ein Sollen, sondern stets nur ein Sein ist, und die da- 
nach die unmögliche Trennung der Wissenschaft in explikative 
und normative Disziplinen vornimmt, — ein Vorgehen, das die 
Idee der Einheit nicht nur aus der wissenschaftlichen Erkennt- 
nis, sondern aus der Persönlichkeit überhaupt herausnimmt, 
wenn anders man das Erkennen als mit der Idee des Menschen 
verbunden, den Kern der menschlichen Individualität bildend 
ansieht. Daß diese Scheidung von Sollen und Sein von Max 
Weber in sein gesellschaftswissenschaftliches System hinüber- 
genommen ist, ist bekannt. Die Scheidung von Politik und 
Theorie im Sinne Webers, seine Anschauung von der „wert- 
freien“ Theorie und der die Weltanschauung widerspiegelnden 
Politik beruht darauf. Sie zeigt, daß der positivistisch-empi- 
riche Charakter der soziologisch-psychologischen Methode mit 
der Philosophie der neukantischen Schule nicht unvereinbar ist. 
Aber nicht nur die soziologische, sondern auch die juristische, 
und zwar gerade die am strengsten und reinsten juristisch 
orientierte Methode ruht im Grunde, wie ich an dem Beispiel 
Georg Meyers darzutun versuchte, auf keiner anderen 
Grundlage. Denn auch sie geht von einer Auffassung der 
menschlichen Persönlichkeit aus, die das Handeln derselben in 
die Sphäre persönlichen Bewußtseins verlegt und damit die Zu- 
rechnung und die Verantwortlichkeit irgendwelchen Vorstel- 
lungskreisen überläßt, die selbst wieder ihres historischen Cha- 
rakters entkleidet und als Weltanschauungen dem Ermessen 
des einzelnen vorbehalten bleiben. Und auf dieser Zerfaserung 
der menschlichen Individualität beruht heute die Lehre des 


öffentlichen und — das muß betont werden — auch des Pri- 


vatrechts! Kein Wunder, daß der Begriff des natürlichen Rechts 
aus den Darstellungen der geltenden Rechtsordnung geschwun- 
den oder doch nur dort zu finden ist, wo es die Verteidigung 
des Einzelnen gegen die Uebergriffe der Staatsgewalt zu führen 
gilt. Was bleibt dem staatlichen Gesetz noch an ethischem 
Gehalt, wenn das Wollen niemals ein Sollen, das Handeln nie- 
mals aus frei gewolltem Gehorsam entsprungen sein kann? 
Wer dem Staat das Recht abspricht, Gesetze mit sittlich bin- 
dender Kraft zu erlassen, nimmt dem einzelnen die Fähigkeit 
zum freien Auswirken seiner Persönlichkeit. 

Es ist nicht das Bedürfnis nach kritischer Antithese, was 
zu der hier vorgenommenen Auseinandersetzung geführt hat. 
Die Anschauungen, derer gemeinsamer Wurzel nachgespürt 
wurde, mögen zu ihrer Zeit dem allgemeinen Bewußtsein ent- 
sprochen und dem Bedürfnis der Forschung genügt haben. 
Heute aber sind sie nicht mehr imstande, die Probleme der 
Gegenwart in allgemeingültiger Weise zu lösen; die Unfähig- 
keit und Passivität gegenüber den brennendsten Fragen des 
Rechts- und Wirtschaftslebens zeigt dies täglich aufs neue. 
Und wie sollte auch eine Theorie zur Lösung von Wirklich- 
keitsproblemen imstande sein, die den Menschen nicht so sieht, 
wie er ist, und so beurteilt, wie er sein soll, sondern sieht, 
wie sie ihn haben will, und beurteilt, wie sie ihn zu sehen 
glaubt. Die Unumstößlichkeit eines Dogmas darf von objek- 
tiver Kritik nicht abhalten. Das allgemein empfundene Bedürf- 
nis nach neuer Orientierung drängt zu erneuter Prüfung. 

Wie aber kann ein Dogma zerstört werden, wenn es nicht 
in seinen Voraussetzungen und Gegebenheiten erkannt und auf 
die allgemeinen Anschauungen zurückgeführt wird, die der be- 
sonderen Gestaltung zugrunde liegen ? | 

Wir sind damit an der Stelle angelangt, an welcher der 
Lauf dieser Untersuchung aus dem Gewirr gegensätzlicher An” 
sichten und ungelöster Schwierigkeiten heraustritt und in das 
Gebiet positiver Formulierung hinüberleitet. Denn wenn die 
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bekämpften Anschauungen von bestimmten Meinungen über das 
Wesen der menschlichen Persönlichkeit und ihrer Auswirkungen 
ausgehen, so kann nur eine Revision dieser Meinungen zu po- 
sitiven Ergebnissen führen. Damit aber wird ein Gebiet be- 
schritten, dessen Unbetretbarkeit bisher als feststehend galt: 
das Gebiet des Glaubens, der Gewissensbindung, der Religion 
und des religiösen Dogmas. Wir werden zu zeigen versuchen, 
daß die Religion als Urkraft in der menschlichen Gesellschaft 
seit Anbeginn gewirkt hat und noch heute wirkt, und daß alle 
Theorien, die auf Ausschluß des religiösen Elements aus der 
politischen Gestaltung auslaufen, doch selbst wiederum eine 
Stellungnahme zu den religiösen Problemen ihrer Zeit enthalten. 
Der politische Gehalt des religiösen Dogmas, wird auf diese 
Weise gebührend hervorgehoben werden. Wenn damit zugleich 
die historische Bedingtheit seines jeweiligen Inhalts aufgezeigt 
werden wird, so kann diese Feststellung die hier aufgestellte 
Behauptung nur stützen. Denn nicht die absolute Bedeutung, 
sondern die relative Geltung seines Inhalts soll dem religiösen 
Dogma vindiziert werden. Und hier ist der Punkt, an dem die 
Brücke hinüberführt zu der politischen Aufgabe des Protestan- 
'tismus. Im Protestantismus hat sich das Verständnis für die 
Relativität alles Geschehens am reinsten erhalten und in zahl- 
reichen Hervorbringungen bedeutender Geister manifestiert. Nur 
er erscheint daher trotz aller Relativität auch seiner Formu- 
lierungen imstande, dem allgemein empfundenen Bedürfnis eine 
allgemeingültige Anschauung gegenüberzustellen. Nicht in dem 
Sinne, daß andersartige Formulierungen ausgeschlossen werden 
sollten, — jede derselben kann das Recht der Geschichte für 
sich in Anspruch nehmen und ihre Existenzberechtigung be- 
baupten, — wohl aber im Sinne einer die verschiedenen Dog- 
men umfassenden, dieselben zu einer Einheit von absoluter 
Geltung verschmelzenden Gemeinsamkeit. 
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I. Der politische Gehalt des religiösen Dogmas. 


Der Zusammenhang zwischen politischem und religiösem 
Dogma ist in neuerer Zeit dem Bewußtsein der denkenden Welt 
vielfach abhanden gekommen. Ohne auf die tieferen Ursachen 
dieser Erscheinung des Näheren einzugehen, muß zum Ver- 
ständnis der Lage doch bemerkt werden, daß die Bewegung, 
deren Ausläufer wir oben an einigen Beispielen kennen lernten, 
in der europäischen Staatenwelt im Laufe des 17. Jahrhunderts 
einsetzt und sich in den beiden folgenden Jahrhunderten zu 
beherrschender Wirkung erhebt. Es ist der Gegensatz und der 
Widerwille gegen die Epoche der Glaubenskämpfe, der zur Ab- 
wendung von der kirchlichen Dogmatik führt, — eine Erschei- 
nung, die ihre Ursache nicht so sehr in der Tatsache plötz- 
licher Befreiung des menschlichen Geistes hat —, diese Tat- 
sache allein würde, selbst wenn sie als richtig unterstellt wird, 
jenen Gegensatz noch nicht hinreichend erklären —, als in dem 
Unvermögen der christlichen Dogmatik jener Zeit, dem Er- 
kenntnisstreben des menschlichen Geistes Genüge zu tun. Die 
Anschauungen und Bestrebungen der sogenannten Aufklärung 
dürfen also keineswegs als absolute Maßstäbe angesehen wer- 
den. Sie sind nichts anderes als neue Theorien über die letz- 
ten Ursachen der Dinge, mit denen die überlieferten Ansprüche 
der Religion auf Offenbarung bestritten oder modifiziert, keines- 
wegs aber beseitigt werden. 

Würde man von diesem Gesiehtspunkt aus die neueren 
Staatstheorien untersuchen, so würde das religiöse Element 
auch in ihnen in einer Weise zur Erscheinung gelangen, wie 
sie die bisherige Betrachtungsweise nicht einmal ahnen läßt. 
Was ist zum Beispiel die Lehre von der Gewaltenteilung nach 
Montesquieu anderes, als ein Versuch, das kirchliche Dog- 
ma von der Trennung der geistlichen und weltlichen Gewalt, 
in dem noch Fenelon befangen ist (s. Plans de Gouverne- 


ment, 1771, $ 4 [Ouvres, Paris 1850, T. II, p. 184]), durch 
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ein neues Erkenntnisprinzip zu ersetzen, — ein Versuch, der 
eben deswegen keine Lösung bedeuten konnte, weil er das 
geistliche Element eliminierte, anstatt es in das politische Sy- 
stem herüberzunehmen. Und ist nicht gerade die Herüber- 
nahme des Montesquieuschen Systems in die Gedanken- 
welt des deutschen Liberalismus ein Zeichen für die Geistes- 
richtung dieser Bewegung, deren religionsfeindliche Tendenz 
das vergangene Jahrhundert durchzieht? Erst wenn man von 
diesem Gesichtspunkt aus die Geistesströmungen der neueren 
Zeit untersuchen würde — nicht in ihrer Absolutheit, sondern 
in ihrer Bedingtheit und ihrer Stellung im Rahmen des natio- 
nalen Gesamtgeschehens —, würde eine wirklich objektive Wür- 
digung und Darstellung derselben möglich sein. 

Wie viel leichter erkennbar ist der Zusammenhang von 
religiöüsem Dogma und politischer Theorie in den geistesge- 
schichtlichen Hervorbringungen des Jahrhunderts der Reforma- 
tion! Den religiösen Vorstellungen ihrer Epoche entnehmen 
die Reformatoren ihre Anschauungen über Staat und Gesell- 
schaft und formen aus ihnen ihr religiöses und politisches Ideal- 
bild. In den Kämpfen um die Macht in Kirche und Staat bil- 
den sich die Doktrinen und Theorien. Auch hier das Unter- 
nehmen, das dogmatische Fundament der herrschenden Reli- 
gionsgemeinschaft zu verändern. Aber mit wie viel kraft- 
volleren Ideen und sittlicheren Vorstellungen, als im Jahrhun- 
dert der Aufklärung! Der religiöse Gegensatz führt zur Revi- 
sion der Grundanschauungen über die menschliche Gesellschaft. 
Die gefundenen Resultate werden die Grundlage eines neuen 
"Rechts- und Staatssystems. Das Naturrecht baut auf dem 
Protestantismus westeuropäischer Ausprägung auf und erobert. 
von dort aus den Umkreis der protestantischen Nationen, ein- 
heitlich in seiner verbindenden Tendenz, verschieden je nach 
dem Boden, auf den [es verpflanzt ist. Die Fundamente, die 
im 16. Jahrhundert gelegt, im Jahre 1648 erneuert sind, bilden 
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bis auf den heutigen Tag die eigentlichen Grundlagen des deut- 
schen Staatssystems'). 

Freilich wäre es nicht richtig, die Möglichkeit geistiger 
Freiheit erst vom 16. Jahrhundert ab anzunehmen. Auch die 
Anschauungen der Reformatoren sind nichts anderes als Ver- 
suche, zur Erkenntnis der letzten Fragen durchzudringen. Und 
von diesem Gesichtspunkt aus darf man der katholischen Dok- 
trin — die selbst doch wiederum nur die Fortsetzerin antiker 
Vorstellungskreise ist — das Recht zur Durchsetzung ihrer 
Ansprüche auch von protestantischer Seite nicht absprechen. 
Andererseits aber kann auch das Streben der prötestantischen 
Theologen und der auf ihren Grundlagen aufbauenden Denker 
aller Geistesgebiete nicht ohne weiteres als unberechtigt ver- 
worfen werden. Denn auch von ihnen wird der Anspruch auf 
Offenbarung der höchsten Geheimnisse erhoben und die Frei- 
heit des menschlichen Geistes behauptet. Der Gegensatz liegt 
also nur in dem Inhalt, nicht in der Tatsache der verschiedenen 
Lehrmeinungen. Diese Tatsache aber entzieht sich wertender 
Beurteilung. Denn sie ist ein geschichtliches Faktum und kann 
als solches wohl der Gegenstand erklärender Untersuchung sein, 
nicht aber darf sie auf ihr historisches Recht hin geprüft 
werden ?). 


1) Eine Untersuchung über die Einflüsse religiöser Vorstellungen 
auf die neuere Staats- und Gesellschaftsphilosophie bringt Emanuel 
Hirsch: Die Reich-Gottes-Begriffe des neueren europäischen Denkens 
(Göttingen, Vandenhoeck u. Ruprecht, 1921). Die Schrift ist, soweit ich 
sehe, die erste, die von protestantischem Standpunkt aus einen Hinweis 
auf den Zusammenhang der religiösen und politischen Doktrinen ent- 
hält. Werke, wie Gierke’s „Althusius“ und Wolzendorff’s 
„Staatsrecht und Naturrecht“ lassen von solchen Zusammenhängen 
nichts ahnen und entbehren gerade aus diesem Grunde der Anschau- 
lichkeit und der Erkenntnis der großen Entwicklungslinien, 

2) Hier ist die Stelle, an der sich der eingeschlagene Weg von 
den Bahnen der meisten neueren Schriftsteller scheidet. Denn darüber, 
daß der protestantische Geist die Grundlage der geistigen Freiheit 
bildet, sind sich die protestantischen Autoren aller Richtungen einig. 
Das Bewußtsein aber dafür, daß jener Geist selbst wiederum kein un- 
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Suchen wir den Inhalt dieser Anschauung vom Verhältnis 
der Religionen zu einander systematisch zu präzisieren, so 
rechtfertigt sich die Feststellung, daß ein Dogma als solches 
niemals von vorneherein verworfen werden darf, sondern daß 
nur Prüfung und Untersuchung zu einem abweisenden Urteil 
berechtigen. Ein Satz, der, angewendet auf das politische Leben, 
zu dem Schluß führt, daß es für Aeußerungen der menschlichen 
Vernunft eine begriffliche Schranke nicht geben kann, es sei 
denn die durch Einsicht in die eigenen Fehler gesetzte. Und in 
der Tat löst sich in dieser Anschauung der Gegensatz von po- 
litischer und religiöser Ueberzeugung in sich selbst auf. Denn 
wenn jede Ansicht über die menschlichen Dinge ein autonomes 
Recht, das heißt also: ureigene Freiheit, für sich in Anspruch 
nehmgn kann, so kann der Inhalt dieser Ansicht nur noch von 
gradueller Bedeutung sein. Ein Einteilungsprinzip kann ihm 
hinsichtlich der Ursprünglichkeit und Berechtigung nicht ent- 


verlierbarer Besitz, sondern ein Erbe ist, das man erwerben muß, um 
es zu besitzen, ist den meisten von ihnen abhanden gekommen. Gerade 
auf protestantischem Boden sind heutzutage jene Ansichten erwachsen, 
die das Faktum der Reformation als solches kritisch beurteilen und 
durch unhaltbare Konstruktionsversuche aus der Welt zu schaffen 
suchen. Wie hätte sonst jemand auf den Gedanken kommen können, 
die Wende von Mittelalter und Neuzeit in das 17. Jahrhundert zu ver- 
legen (vgl. dagegen Max Lenz, Luthers weltgeschichtliche Stellung, 
Pr£ß. Jahrbücher, Bd. 170, Heft 2, ferner: Luthers Tat in Worms, Kl. 
histor. Schriften, Bd. III, 1922, S. 37). Die Abneigung gegen den dogma- 
tischen Inhalt der protestantischen Lehre in der deutschen Ausbildung 
führt zur Verkennung ihres wahren Inhalts und der in ihrem Gefolge 
auftretenden Geistesströmungen. Aber gerade hierin liegt im Grunde 
eine Ueberspannung des protestantischen Prinzips, die auf einer falschen 
Einschätzung desselben beruht. Denn nicht schrankenloser Individua- 
lismus, sondern das Streben nach Erlösung von den Fesseln der Sünde 
liegt der protestantischen — wie jeder — Religion zugrunde und ver- 
bindet sie mit derjenigen Lehre, aus deren Schoße sie entsprungen ist. 
„Nur wenn sich aus der religiösen Anlage konkrete und autonome 
Wirklichkeiten des Geistes erheben“, — ich gebe ein Wort aus dem 
schönen Buch von Otto Westphal: Philosophie der Politik (Mün- 
chen 1921) wieder — „kann unser Leben sich in seiner Form vollenden.“ 


Lenz, Die Bedeutung des Protestantismus. 2 
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nommen werden. Die Freiheit des menschlichen Geistes findet 
in der Einheitlichkeit seines Erkenntnisprinzips seinen erhaben- 


sten Ausdruck. 


II. Die Einheit politischer und religiöser Theorie. 


Wir sind damit an einem entscheidenden Punkt angelangt. 
Denn wenn es einen grundsätzlichen Unterschied zwischen re- 
ligiöser und politischer Theorie nicht gibt, so kann auch zwi- 
schen den beiden Institutionen, auf deren Boden seine Theorien 
wachsen, zwischen Kirehe und Staat, ein grundsätzlicher 
Gegensatz nicht bestehen. Die alte Vorstellung von der be- 
grifflichen Trennung geistlicher und weltlicher Gewalt, auf der 
das europäische Leben viele Jahrhunderte lang beruht hat, und 
die noch heute im Unterbewußtsein zahlreicher staatsrechtlicher 
Autoren vorhanden ist, würde dann also selbst als Theorie nur 
historisch zu werten und bei genauerem Hinsehen in einem Be- 
griff von höherer Einheit aufzulösen sein. 

Ein Ergebnis, das doch nur auf derselben Linie liegt, wie 
die sonstigen Feststellungen dieser Untersuchung, das aber frei- 
lich zu weiteren Schlüssen zwingt, die den herrschenden An- 
sichten nichts weniger als konform sind. Denn wenn wir die 
Bedingtheit alles Erkenntnisstrebens in dem Maße behaupten, 
daß wir den beiden Hauptgewalten des christlichen Zeitalters 
ein Recht zur autoritativen Interpretation ihrer Gesetze nicht 
zuerkennen, so müssen wir nach einer Einheit suchen, die trotz 
des Wandels der Geschichte sie selbst und sich selbst treu bleibt. 
Eine Instanz zugleich, vor deren Schranken die Dogmen jeder 
Epoche und jeder Beschaffenheit ihr Recht zu nehmen haben. 

Nun ist es gewiß nicht schwierig, diese Instanz zu be- 
nennen: Nie kann nur das eigene Gewissen des Menschen sein, 
dem alles menschliche Handeln, wie auch immer es auslaufen 
mag, unterworfen ist. Aber darin liegt eine weitere Schwierig- 
keit: festzustellen, wie das Gewissen des einzelnen sich zum 
Gewissen der Welt verhält, wie die Einzelheit zum Geschehen 
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der Gesamtheit steht. Denn wenn das Gewissen über die Recht- 
mäßigkeit einer eigenen Handlung ein Urteil fällt, so liegt darin 
zugleich eine Feststellung der gegebenen Voraussetzungen. Und 
auf die Art dieser Feststellung eben kommt es an. 

Wir stehen also vor der Frage: Wie ist die Realität als 
solche aufzufassen? Liegt sie außerhalb des menschlichen Ur- 
teilsvermögens, so daß sie selbst wiederum zum Spiegelbild 
der subjektiven Bestrebungen des einzelnen werden muß, oder 
wohnt dem menschliehen Geist die Kraft inne, die Realität in 
ihrer Absolutheit zu erfassen und dadurch erst die Beziehungen 
der Wirklichkeiten untereinander aufzustellen? Wird die Frage 
im Sinne der ersten Alternative. beantwortet, so kann offenbar 
auch ein einheitlicher Standpunkt zur objektiven Beurteilung 
der (religiösen und politischen) Theorie und Dogmatik nicht 
gefunden werden. Denn diese selbst enthalten eine Deutung 
der Vergangenheit in bestimmtem Sinne; wenn es unmöglich 
ist, dieser Deutung eine absolute Formulierung zu geben, so ist 
es auch nicht möglich, die Theorie in ihrer historischen Be- 
dingtheit zu erkennen und von dem Boden der subjektiven An- 
schauung loszulösen. Wird aber die Möglichkeit einer Erkennt- 
nis der Vergangenheit bejaht, so muß auch die einheitliche Be- 
trachtung der historischen Triebkräfte möglich sein. 

Wir sehen, dem absoluten Recht einer jeden Anschauung 
auf Erkenntnis der Welt steht das grundsätzliche Recht einer 
jeden Persönlichkeit auf Erkenntnis der absoluten Realität 
zur Seite. Und in der Tat sind beide Fähigkeiten und An- 
sprüche dem Grunde nach ein und dasselbe; sie beruhen auf 
dem Gedanken, daß der Mensch zur Beherrschung der Welt 
berufen und imstande ist, soweit er die ihm anvertrauten Güter 
in richtiger Weise zu verwalten versteht. Es hat also seinen 
tiefen Grund, wenn die Scholastik der Erkenntnis das 
Können zur Seite stellte und in der Einheit beider Momente 
die Grundlage der menschlichen Persönlichkeit sah. Nur wenn 
man die Fähigkeit zur Erkenntnis des ganzen Umkreises der 
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gewordenen Welt als der menschlichen Natur innewohnend an- 
sieht, gibt man dem Menschen das Recht, Herr der Welt zu 
sein. Es ist die Anerkennung des die Welt beherrschenden, 
unsichtbaren und doch jeden Augenblick erkennbaren höchsten 
Willens, die zu solcher Auffassung von den menschlichen Fähig- 
keiten nötigt. Eine Auffassung, die dem modernen Menschen 
abhanden gekommen ist, weil er den überkommenen Bindungen 
nicht unterworfen sein will, die aber gerade darum einmal her- 


vorgehoben zu werden verdient. 


III. Die Ursprünge staatlicher Rechtsbildung. 


Wenn gesagt wurde, der Inhalt einer Theorie könne einen 
Maßstab für ihr absolutes Recht nicht abgeben, so war damit 
nicht gemeint, daß der Inhalt nicht nach allgemeinen Prinzipien 
erforscht und in seine einzelnen Teile zerlegt werden könnte. 
Eine Betrachtung der möglichen Inhalte ist notwendig; sie ist 
Aufgabe der allgemeinen Erkenntnislehre, die sich gerade da- 
durch von der allgemeinen Glaubenslehre unterscheidet, daß 
sie nieht Normen aufstellt, sondern logische Unterscheidungen 
gibt!). Indem wir nun beide Formen: Erkenntnis und Glauben, 
als gleichgeordnete Aeußerungsmöglichkeiten des menschlichen 
Geistes ansehen, die in der Beschaffenheit der menschlichen 
Natur ihre tiefste Einheit finden, sind wir imstande, jenen Punkt 
ausfindig zu machen, an dem staatliches Werden und recht- 
liche Norm zusammenklingen. 

Zunächst vom Standpunkt des Handelnden aus. Die Er- 
kenntnis der gegebenen Verhältnisse ist nicht genügend, so 
lange sie den Geboten der Moral widerspricht. Nur die Ueber- 
einstimmung beider führt zur wahren Harmonie der Kräfte. 
Jede Tat, jedes Gesetz, das durch sie auferlegt wird, muß den 
allgemeinen Sätzen der Moral entsprechen, wenn Recht und 


1) Ihre Aufgabe ist also weder normativ, noch rein empirisch, 
sondern nichts weiter wie logisch. Die Erfahrung dient lediglich zum 
Beweise der auf logischem Wege gefundenen Sätze. 
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staatliche Notwendigkeit bei ihrer Entstehung zusammen- 
wirken. 

Sodann vom Standpunkt des Beschauenden. 

Wenn es richtig ist, daß einmal zuerst ein staatsgründender 
Akt vollzogen worden ist — und als Grundlage einer theoreti- 
schen Betrachtung wird man die Annahme eines solchen Aktes 
nieht wohl entbehren können — so muß derjenige Geist, der 
diese Handlung vornahm, von gewissen Anschauungen über die 
ihn umgebende Welt ausgegangen sein. Damit ist nicht ge- 
sagt, daß die Dinge so gewesen seien, wie er sie gesehen hat; 
das Feststehende ist allein die Tatsache, daß er sie auf seine 
Weise begreifen zu können glaubte. Die Realität der vorhan- 
denen Welt war also auch im Verhältnis zu der ersten staats- 
bildenden Handlung nur relativ; sie existierte nur in bezug auf 
den Handelnden selbst. Aber insofern bildete sie doch die Vor- 
aussetzung für den zu fassenden Entschlu£ß, indem sie in der 
Gesamtheit ihrer Eindrücke auf die Willensbildung des Betrof- 
fenen einwirkte. Als Resultat dieser Einwirkung stellt sich die 
entschlußfassende Handlung also als Abschluß und gleichzei- 
tig als Beginn weiterer Einwirkungen dar, die ihrerseits wie- 
derum anderen Individualitäten in anderer Beleuchtung er- 
scheinen und so zu selbständigem Handeln zwingen. Die 
menschliche Handlung enthält also in dieser Betrachtung not- 
wendig ein rechtsetzendes Element: als Reaktion gegen fremde 
Einwirkung muß sie selbst Einwirkungen vornehmen, die als 
Gesetze im weitesten Sinne zu bewerten sind, oder doch wenig- 
stens von den Betroffenen als solche empfunden werden. Und 
hier zeigt sich, daß der Unterschied zwischen politischem und 
religiösem Gesetz gar kein so unüberbrückbarer ist, wie man 
im allgemeinen anzunehmen geneigt ist. Denn beide entspringen 
der Notwendigkeit, deren Drängen Widerpart zu halten ein 
Gebot der Selbstbehauptung ist. Nur daß die einen sich an 
die handelnde Welt richten, während die anderen den denken- 
den Geist zu beeinflussen suchen. Beide werden sie von den 


berufenen Organen gesetzt und verbreitet, deren Trennung zwar 
in der Regel durchgeführt, deren Einheit der Idee nach aber 
nicht aufgehoben ist. Denn auch die eingesetzten Diener des 
Staats und der Kirche bringen doch nur den Willen einer 
als letzte Instanz gedachten zentralen Einheit zur Vollstreckung. 
Diese Einheit ist zwar nur eine gedachte, fiktive; insofern aber, 
als sie das Zentrum des Ganzen bildet, nach dem die verschie- 
denen Willen sich orientieren, bildet sie doch die tatsächliche 
Realität im Ablauf der geschichtlichen Ereignisse, die unver- 
siegliche Quelle aller Handlungen und Entschlüsse, mögen sie 
gut oder böse sein. 

Wir haben damit die Stelle erreicht, an der die Einheit 
von Staat und Recht deutlich in die Erscheinung tritt. Wenn 
die Auswirkungen staatlicher Realität nichts anderes sind, als 
die Reaktion auf die Einwirkungen fremder Machtsphären, so 
müssen die von ihr ausgehenden Normierungen und Regelset- 
zungen im tiefsten Sinne berechtigt sein; ihnen ein Recht auf 
Durchsetzung absprechen zu wollen, würde die Verweigerung 
eines Anspruchs bedeuten, den jedes Lebewesen mit Recht er- 
heben kann. Der Zwang zur Verteidigung nach außen erfor- 
dert Wehrhaftmachung auch im Innern. Nichts anderes will 
der Staat mit seinen weltlichen und geistlichen Organen: Ord- 
nung der äußeren Verhältnisse , Einfügung des einzelnen in 
die Gesamtheit, Stärkung der moralischen Widerstandskraft und 
der seelischen Verfassung. Alles, was zu diesem Ende von der 
zentralen Gewalt an Regeln und Normierungen ausströmt, ist 
Gesetz in diesem Sinne; die Regeln der Religion nicht minder 
wie die der politischen Organe. Denn auch sie sind nur der 
Widerschein einstmaliger Normsetzung und entbehren keines- 
wegs der praktischen Bedeutung !). 

Man muß sich diese Zusammenhänge vergegenwärtigen, 
wenn man staatliche Institutionen wirklich ergründen und in 


l) Man denke an die Gebote der Einehe, der Nächstenliebe, an 
die Gesundheitsregeln primitiver Religionen usw. 
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ihrer rechtlichen Konstruktion erkennen will. Nur wer sich 
den Zusammenhang der äußeren Ereignisse und der inneren 
staatlichen Vorgänge stets vor Augen hält, kann das geschicht- 
liche Werden in seiner ganzen Mannigfaltigkeit und in dem 
Reichtum seiner Formen und seiner Bewegung voll erfassen 
und zugleich die Grenzen erkennen, durch welche geschichtliches 
Sein und theoretische Anschauung voneinander getrennt wer- 
den. Denn die Theorie ist eben nur Anschauung und Beur- 
teilung der äußeren Einwirkungen und Erwägung der zu tref- 
fenden Maßnahmen; diese selbst sind Formgebung der ge- 
schichtlichen Entwicklung und tragen ihr Recht in sich. Wer 
daher die Zusammenhänge der geschichtlichen Begebenheiten 
erkennen will, muß zunächst imstande sein, die historischen 
Begebenheiten als solche anzuerkennen. Erst wenn er hierzu 
imstande ist, wird er auch die bloße Theorie von der Realität 
unterscheiden und dadurch das Bild der Geschichte in seiner 
ganzen Erhabenheit begreifen können. 

Der Weg, der damit der historischen Forschung vorge- 
schrieben wird, ist auch für die Ermittlung schematischer Er- 
gebnisse von unermeßlichem Wert. Die richtige Erkenntnis 
der Theorie in ihrer geschichtlichen Entstehung führt an die 
Begriffe selbst am sichersten heran. Sie zeigt uns nicht nur, 
wie die Welt zu jener Zeit dachte, sondern sie deutet das 
Denken der Welt überhaupt. Geschichte der Theorie ist also 
ebenso mit der Theorie an sich, wie mit der politischen Ge- 
schiehte aufs engste verbunden. Ich versuche, an einem histo- 
rischen Beispiel den Zusammenhang dieser Begriffe aufzuzeigen. 
Der Gegenstand der Untersuchung möge dadurch eine bessere 
Beleuchtung erhalten. Insbesondere möge die Entstehung der 
religiösen und staatlichen Institutionen unmittelbar aus der all- 
- gemein geschichtlichen Konstellation der betreffenden Epoche 
und damit der Ursprung einer jeden Rechtssetzung aufgehellt 
werden. Wir werden im Anschluß hieran die Frage beant- 
worten können, inwiefern die geschilderte Anschauung gerade 
der Idee der protestantischen Religiosität entspricht. 


Exkurs. 
Die Anfänge Roms. 


Die Tatsache, daß ein kleines Gemeinwesen Mittelitaliens, 
die Siedlung latinischer Landbauern, im Laufe der Jahrhunderte 
zur Beherrschung des Erdkreises fortgeschritten ist, hat zu allen 
Zeiten Anlaß zu staatsphilosophischer Betrachtung gegeben. 
Tragen nicht alle Staaten, soweit sie dem europäischen Kreis 
angehören, noch heute den Stempel römischer Institutionen 
und römischen Geistes? Gehen nicht auch die kirchlichen Ein- 
richtungen, mögen sie in der umfassenden Form der allgemei- 
nen Kirche bestehen oder in Absplitterung von ihr andere 
Prägung gefunden haben, bis auf die Anfänge römischer Reli- 
gionsformen zurück? Staat und Kirche, die beiden Darstellun- 
gen des handelnden menschlichen Geistes, haben in der wir- 
kenden Gestalt mit der Gründung Roms ihren Ursprung er- 
halten. 

Wo sind heute die, welche nicht in der Unterwerfung 
unter die römische Staatsgewalt, sondern in der Einigung des 
„Stammes der Italiker, von dem die Römer wohl der gewal- 
tigste, aber doch nur ein Zweig“ gewesen seien, den Sinn der 
römischen Geschichte zu begreifen glaubten! Diese Auffassung 
vom Geiste des römischen Staatswesens — es ist diejenige, die 
wir in Mommsens Römischer Geschichte finden — kann heute 
nicht mehr Gültigkeit haben. Sondern nur der wird dem Genius 
Roms in allen seinen Auswirkungen gerecht werden, der die 
Tatsache der Unterwerfung des orbis terrarum unter die Herr- 
schaft der Einen Stadt dem Geist des römischen Gemeinwesens 
zurechnet, wie er durch den Akt der Gründung geweckt, durch 
die ununterbrochene Reihe von Kriegen zu immer stärkerer 
Kraft ausgebildet worden ist. 

Aber freilich, diesen Akt der Gründung in seiner Realität 
zu erkennen, ist heute darum besonders schwierig, weil wir die 
Königsgeschichte in ihren Einzelheiten als objektive Quelle 
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nicht anzuerkennen vermögen. Als Versuch, die Institutionen 
einer späteren Epoche zu erklären und zu rechtfertigen, muß 
ihr der Charakter objektiver Berichterstattung abgesprochen 
werden. Bei dem Fehlen überzeugender Quellenfunde aus der 
ersten römischen Epoche ist daher die Forschung auf Kombi- 
nation angewiesen. Der Bedeutung des Akts entspricht das 
geheimnisvolle Dunkel, das ihn umgibt. Daß bei einer so un- 
sicheren Grundlage die Ergebnisse je nach der politischen 
Stellung des Verfassers schwanken, ist erklärlich. Die Lücken, 
die durch Ausstoßung der sagenhaften Elemente entstehen — 
die Auswahl selbst wird übrigens keineswegs radikal, noch nach 
einem bestimmten Prinzip vorgenommen, sondern läßt zahlreiche 
Elemente der Sage bestehen —, werden durch Erwägungen 
geographischer, politischer, ethnographischer oder gar sozialer 
Natur ausgefüllt. Die archäologischen Funde im weiteren 
Italien bringen Versuche einer Einreihung des römischen Volks 
in die frühitalischen Völkerschaften, ohne doch auch nur in 
der Hauptlinie der Entwicklung einige Sicherheit zu schaffen. 
Nicht einmal darüber, ob Rom als latinische oder als etrus- 
kische Siedelung anzusprechen sei, herrscht heute Einigkeit. 
Der Gedanke vollends, daß Rom allein durch die Kraft seines 
immanenten Ingeniums instand gesetzt worden sei, die umwoh- 
nenden Völkerscehaften und Stämme zu besiegen und zu unter- 
jochen, verwischt sich bei einer solchen Behandlung der allge- 
meinen frühitalischen Zustände vollkommen (s. v. Skala, Hist. 
Zeitschrift 108 [N. F. XII] S. 35). 

Ich meine nun, daß Sicherheit in die Methode kombi- 
natorischer Forschung nur dann gelangen kann, wenn die all- 
gemeine Konstellation ins Auge gefaßt und der Ueberlegung, 
wann ein Gemeinwesen unter Berücksichtigung aller Umstände 
ins Leben treten konnte, zugrundegelegt wird. Das heißt also: 
Das Mächtesystem muß in seiner Gesamtheit erschaut und dar- 
aufhin geprüft werden, ob und in welchem Augenblick ein be- 
stimmter Akt unter diesen Umständen möglich war. 


Eine Auffassung, die sich mit der hier vorgetragenen deckt, 
nach welcher jedes Gemeinwesen sich nach Maßgabe der vor- 
handenen äußeren Einwirkungen formiert und seine Gestaltung 
im Innern bestimmt. Ist nämlich dieser Satz im Sinne eines 
historischen Gesetzes richtig, so ist uns ein Mittel gegeben, 
historische Vorgänge auf ihre reale Möglichkeit hin zu prüfen. 
Er wird zum Maßstab auch der überkommenen Tradition gegen- 
über, indem er eine allgemeine Nachprüfung nach objektiven 
Gesichtspunkten ermöglicht und somit sowohl einer radikalen 
Verwerfung, wie auch einer kritiklosen Herübernahme ihrer 
Ergebnisse steuer. Wird das so gefundene Faktum dureh 
archäologische oder philologische Feststellungen nicht bestätigt, 
so wird diese Divergenz entweder zu einer Revision der ge- 
wonnenen Ergebnisse oder aber zu einer Veränderung der be- 
treffenden Feststellung führen müssen. 

Betrachten wir den Vorgang der Gründung des römischen 
Gemeinwesens unter diesem Gesichtspunkt, so findet die Ueber- 
lieferung, die das Ereignis in die Mitte des 8. Jahrhunderts 
verlegt, in der Tat eine überraschende Bestätigung. 

Wie man auch die Ereignisse der frühesten Epochen der 
alten Welt zueinander in Beziehung setzen mag, immer werden 
die beiden ältesten Kulturen des Altertums den Ausgangspunkt 
für die Erkenntnis der Anfänge unserer geschichtlichen Ent- 
wicklung bilden. Auf dem Gleichgewicht zwischen Bab ylon 
und Aegypten beruht das System der mittelmeerländischen 
Welt. Der Niedergang der einen Macht bedingt den Verfall 
der anderen; dem Aufstieg dieser entspricht die Blüte jener. 
Das Lebensprinzip des alten Orients erscheint in dem Neben- 
einanderbestehen beider Machtzentren dargestellt und gewähr- 
leistet. 

Ein Grundgedanke, der für die Frage der Einordnung der 
übrigen dem Mittelmeerkreise zugehörigen Mächte insofern von 
Bedeutung ist, als jede Verschiebung des besagten Systems eine 
Veränderung in den Machtverhältnissen der das Meer begren- 
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zenden Völker herbeiführen muß und herbeigeführt hat, Denn 
die vom Mittelmeer abgewendete Lage des babylonischen Zwei- 
stromlandes weist im Zusammenhang mit dem territorialen 
Charakter des ägyptischen Reiches die in der östlichen Hälfte 
des Mittelmeers liegenden Völkerschaften auf die Seefahrt hin 
und wirkt dadurch auf die Entwicklung der westlich bestehen- 
den Kulturzentren ein. Eine Störung dieses Systems durch das 
Aufkommen einer die östliche Sphäre zu einem einzigen Macht- 
zentrum vereinigenden Gewalt kann daher auch auf die Ver- 
hältnisse der Seemächte insofern von Einfluß werden, als sie 
die Ausbreitung der östlichen Völkerschaften beeinträchtigt und 
das Emporkommen der westlichen ermöglicht. 

Es kann hier nicht untersucht werden, inwieweit diese Ent- 
wicklung für die Verhältnisse des 3. und 2. Jahrtausends, ins- 
besondere für die im 17. Jahrhundert einsetzende Erschütterung 
des alten Systems von Bedeutung gewesen sind. Sicherlich 
aber wird man die im 9. Jahrhundert bemerkbare Verschiebung 
der Kräfte auf eine Störung des alten Systems zurückführen 
können, die durch das Aufkommen der assyrischen Macht und 
das Uebergewicht derselben über Babylon hervorgerufen wird, 
eine Veränderung, die das nach dem Zurücktreten des kretischen 
und des Chetareiches wiederhergestellte Gleichgewicht aufs 
Neue ins Wanken bringt. Erst durch Assurs Aufstieg wird 
die Ausbreitung Griechenlands in Kleinasien und die damit zu- 
sammenhängende Zurückdrängung des phönizischen, weitreichen- 
den Machtbereichs hervorgerufen; bis ins 7. Jahrhundert hin- 
ein hält diese neue Konstellation an, unter welcher die Ausbrei- 
tung des Griechentums, insbesondere die Entwicklung der bei- 
den griechischen Vormächte Sparta und Athen, überhaupt 
erst möglich wurden. Am Ende des 8. Jahrhunderts finden 
wir in der antiken Welt einen Zustand der Stabilität, der 
ein dauerndes Zusammenwirken der Mittelmeermächte auf der 
gefundenen Basis für die Zukunft zu verbürgen scheint. 

Diese Entwicklung, die mit der seit Mitte des 8. Jahr- 
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hunderts einsetzenden Besiedelung des westlichen Mittelmeers 
durch die Griechen und dem Zurücktreten des phönizischen 
Einflusses daselbst ihren Höhepunkt erreicht, erhält einen ent- 
scheidenden Stoß im Laufe des folgenden Säkulums. Der Ver- 
lust Aegyptens, eine Folge des Einfalls nordischer Völker- 
schaften in die Grenzmarken des assyrischen Weltreichs, macht 
den Niedergang des ganzen Systems unvermeidlich; denn auf 
dem Zusammenfassen der beiden Kulturzentren am Euphrat und 
am Nil hatte gleichsam das Prinzip der assyrischen Macht be- 
rubt. Der am Ende des 7. Jahrhunderts stattfindende Fall 
der Hauptstadt Ninive bringt den alten Gedanken des Gleich- 
gewichts zwischen Babylon und Aegypten in dem neubabylo- 
nischen und dem saitischen Reich Aegyptens noch einmal, wenn 
auch nur für knappe zwei Jahrhunderte, zu alter Geltung. Bis 
dann gegen Ende des 6. Jahrhunderts das Aufkommen des per- 
sischen Reichs den Weg für eine neue Entwicklung frei macht, 
die den assyrischen Gedanken wieder aufnimmt, freilich in einer 
veränderten Gestalt. 

Wenden wir uns nun vom Osten dem abendländischen 
Kreise zu, so erkennen wir eine durch alle Epochen hindurch zu 
verfolgende Gleichmäßigkeit der staatlichen Entwicklungslinien. 
Ohne daß wir diesem Problem für die früheren Epochen näher- 
treten, macht sich uns der Zusammenhang orientalischen und okzi- 
dentalischen Geschehens in der Tatsache der Ausbreitung des 
griechischen Wesens im westlichen Mittelmeer doch deutlich be- 
merkbar. Denn die Zurückdrängung der Phönizier, deren be- 
herrschende Stellung auch in der westlichen Sphäre erst seit 
dem Fall der kretischen Macht begonnen hat — denn Kreta 
sperrte den Weg vom Osten nach dem Westen —, wird erst 
möglich, seitdem das Vordringen der Assyrier an die phöni- 
zische Küste die Macht der phönizischen Mutterstädte ernsthaft 
bedroht. Die nunmehr einsetzende Besiedelung der Küsten 
des westlichen Mittelmeers zeigt uns den Geist Griechenlands 
in ununterbrochenem Vordringen — um 700 wird das phöni- 
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zische Tartessos phokäisch —, bis die Veränderung der Kon- 
stellation im Osten einen Rückschlag auch dieser Entwicklung 
mit sich bringt. 

Es ist in der Tat ein Faktum von welthistorischer Be- 
deutung, daß zu der Zeit, da die phönizische Macht den Todes- 
keim schon in sich trägt, in ihrem Bereich eine Siedelung ent- 
steht, die das Erbe der dem Untergang verfallenden Mutter- 
stadt antreten und einstmals zu umfassender Bedeutung ent- 
wickeln sollte. Karthago, die Niederlassung an der Nordküste 
Afrikas — dort, wo eine günstige Strömung den Uebergang 
zu den Ausläufern der italischen Welt erleichtert — nimmt 
den Kampf der phönizischen Macht gegen die griechisch-ita- 
lische Welt in dem Augenblick auf, wo der Zusammenbruch 
des assyrischen Reichs eine neue Konstellation bewirkt. In die 
Mitte des 7. Jahrhunderts wird die Festsetzung Karthagos auf 
Ebusus, der westlichsten der Baleareninseln verlegt; sein 
Bündnis mit den zurückweichenden altphönizischen Ansied- 
lungen Westsiziliens mag sich in den folgenden Dezennien ent- 
wickelt haben; das Jahr 580 schließlich leitet mit dem Siege 
bei Selinus den Vorstoß der neuen Macht gegen die grie- 
chischen Städte im westlichen Mittelmeer ein. 

Doch hat die neue Bewegung zunächst nur retardierenden 
Charakter. Mit der Festsetzung der Karthager in Sardinien 
und Westsizilien und der Abschneidung der Griechen von dem 
Seeweg nach Spanien scheint im 6. Jahrhundert zunächst ein 
Zustand des Gleichgewichts in der Welt eingetreten zu sein, 
der eine Blütezeit der geistigen Potenzen — damals beginnt 
der griechische Geist in philosophischer Betrachtung sich über 
sich selbst zu erheben — zur Folge hat. Da führt das Auf- 
kommen der persischen Macht eine gewaltsame Aenderung auch 
dieses Zustandes herbei. Auch diesmal — wie früher die assy- 
rische Expansion — richtet sich der Stoß gegen die seebe- 
herrschenden Völkerschaften. Während aber damals die phöni- 
zischen Mutterstädte dem Ansturm ausgesetzt sind, trifft der 


Stoß diesmal die griechischen Stämme. Die Erschütterung der 
griechischen Welt, die dadurch bewirkt und durch das natür- 
liche Bündnis der westlichen semitischen Macht mit den öst- 
lichen Eroberern noch verstärkt wird, führt zu einer groß- 
artigen Zusammenfassung aller Kräfte des Griechentums und 
im Osten wie im Westen, bei Salamis und bei Himera, 
zum Siege über die Feinde und damit erst zur vollen Entwick- 
lung des griechischen Geistes. 

In das so betrachtete System der „Großen Mächte“ läßt 
sich nun die Entstehung und Entwicklung des römischen Ge- 
meinwesens zwanglos eingliedern. 

Mag auch die Vorgeschichte Italiens noch für längere Zeit 
in Dunkel gehüllt sein, so läßt sich doch schon jetzt sagen, 
daß die Völkerschaften des italischen Binnenlandes einen ent- 
scheidenden Einfluß auf die Gestaltung der antiken Welt bis 
zum Aufkommen Roms nicht gewonnen haben. Das muß auch 
für die in der nördlichen Hälfte des. Westteils der Halbinsel 
ansässig gewesenen Etrusker gelten, deren Einfluß über die 
Gestade des tyrrhenischen Meeres nicht weit hinausgereicht 
haben dürfte. Doch auch in dieser Beschränkung ihres Wir- 
kungskreises sind die Völkerschaften Italiens von den Abwand- 
lungen der großen Begebenheiten nicht unbeeinflußt. So er- 
kennen wir mit Deutlichkeit ein Zurückweichen der etruskischen 
Macht vor den vordringenden Griechen; die Gründung von 
Kyme im 8. Jahrhundert muß für die Stellung Etruriens inso- 
fern von grundsätzlicher Bedeutung geworden sein, als sie nicht 
nur die Bundesgenossenschaft der Etrusker und Karthager her- 
beiführte, die im 6. Jahrhundert zu einem Bündnisvertrag zwi- 
schen beiden Mächten führte, sondern auch jene Kombination be- 
gründet hat, die eine Verbindung der griechisch-italischen Ele- 
mente dem Bündnis des semitisch-etruskischen Stammes ent- 
gegensetzte (s. Meltzer, Geschichte der Karthager, S. 150). 
Woraus sieh vielleicht auf ein Zusammenwirken der beiden 
letzten Elemente schon zur Zeit der phönizischen Seeherrschaft 
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und jedenfalls auf eine ursprüngliche Gegnerschaft beider gegen 
das griechische Element schließen läßt. 

_ Und von dieser Situation her muß man die Gründung 
jenes Gemeinwesens betrachten und erklären, das an der Stelle, 
wo der Ausbreitungsdrang der nördlichen Territorialmacht seine 
natürliche Schranke fand, in dem Augenblick entstand, da die 
fremden Siedler, von Süden kommend, das Küstenland zu be- 
setzen begannen. 

Ort und Zeit ihrer Gründung sind für das Schicksal der 
lateinischen Siedlung bestimmend. Am linken Tiberufer be- 
legen, sperrt der neue Platz den Uebergang über den Strom 
und tritt den nördlichen Eroberern in den Weg. Der Umstand, 
daß von Süden her eine Macht herannaht, die die etruskische 
Einflußsphäre bedroht, gibt dem Gemeinwesen seine politische 
Richtung; es steht zusammen mit den anderen latinischen Ge- 
meinden auf seiten der griechischen Einwanderer. Kein Zweifel, 
daß es in dieser Position seit seiner Gründung in Kämpfe mit 
den Etruskern verwickelt worden ist, nicht anders, wie etwa 
die Elymer im Westteil Siziliens Anlaß für das Eingreifen 
Karthagos gewesen sind und in den sizilischen Kämpfen auf 
dessen Seite gestanden haben. Während zweier Jahrhunderte 
ist die Selbständigkeit in diesem Gleichgewichtssystem behauptet 
worden. Das Vordringen der Etrusker nach Kampanien und 
der Angriff auf Kyme (524) bringt auch die junge Macht am 
Tiber für einige Zeit unter etruskische Botmäßigkeit. Aber 
bald schon, im Zusammenhang mit dem Zurückdrängen der 
persischen Macht, zu gleicher Zeit, als sich die griechischen 
Städte Kleinasiens gegen die Oberheit des Großkönigs erheben, 
wird auch die etruskische Herrschaft abgeschüttelt. Von da an 
datiert die historische Mission des römischen Staats. 

Die Aufgabe Roms ist damit in ihren Grundzügen vor- 
gezeichnet. Sie besteht zunächst in der Niederwerfung der 
Etrusker als derjenigen Macht, die bis dahin den Anspruch auf 
Vorherrschaft unter den italischen Völkerschaften mit Recht 


hatte erheben können; sodann in der Fortsetzung der griechi- 
schen Expansion als einer auf Beherrschung der Küsten des 
Mittelmeers gerichteten Bewegung. Und in der Tat lassen sich 
diese beiden Seiten der römisehen Aufgabe im Lauf der Ge- 
schichte deutlich verfolgen; erst ihre Unterscheidung gibt der 
Entwicklung Roms die rechte Darstellung. Die Epoche bis zum 
Galliereinfall führt in das Problem ein und findet ihren Ab- 
schluß in dem heldenhaften Widerstand gegen die nordischen 
Eindringlinge, deren Ansturm die Etrusker erliegen. Zugleich 
bildet sie die Grundlage für die nun einsetzende Ausdehnung 
über Italien im 4. Jahrhundert — entsprechend der Ausdehnung 
der griechischen Macht über den Umkreis der orientalischen 
Welt —, von wo aus der Uebergang zu den Kämpfen um die 
Herrschaft im Mittelmeer im 3. und 2. Jahrhundert leicht sich 
finden läßt. 

Es ist in der Tat ein Faktum von kaum faßbarer Bedeutung, 
daß der Vorort einiger kleiner barbarischer, ackerbautreibender 
Stämme der einheimischen italischen Bevölkerung zur Fortsetzung 
und Vollendung der griechischen Mission und zur Unterwerfung 
aller alten und mächtigen Reiche der antiken Welt berufen 
gewesen ist. Und doch muß man diesen Gegensatz in seiner 
ganzen Schärfe erfassen, um den Kern des römischen Wesens 
aus der Umhüllung sagenhafter Ueberlieferungen herausschälen 
zu können. Nicht mehr als das Gesagte steht fest; es allein 
aber kann die Grundlage für eine Darstellung der Anfänge 
Roms abgeben. Nur die großen Grundlinien lassen sich mit 
historischer Gewißheit zeichnen. Die Freundschaft mit den 
griechischen Fremdlingen, die von vornherein auf die außer- 
italische Mission und auf die feindliche Stellung zum Orient 
und den mit ihm im Konnex stehenden karthagischen und 
etruskischen Einflußgebieten hindeutet, ergibt sich schon aus 
der Nachbarschaft des etrurischen Staatswesens. Sie bedingt 
jene eigentümliche Mischung von städtisch-republikanischer und 
territorial-monarchischer Konstitution, die dem Ganzen die innere 
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Stabilität verleiht und trotz des territorialen Grundcharakters 
eine seefahrende Betätigung ermöglicht. Sie ist die Ursache 
für die Bodenständigkeit der bestehenden Institutionen, die doch 
gleichzeitig die Aufnahme der griechischen Ideen gestattet und 
dieselben dem Ganzen dienstbar macht. Denn — darüber kann 
kein Zweifel sein — die Götter Roms sind die alten geblieben, 
mögen sie auch neue Namen angenommen haben. Und die 
altrömischen Institutionen des Staats und des Rechts, die heute 
noch unser Staats- und Rechtsleben beherrschen, haben sich 
wohl gewandelt, ihr ursprüngliches Prinzip aber haben sie 
nicht verloren. 

Und hier wäre die Stelle, an der die Untersuchung der 
staatlichen und rechtlichen Institutionen der römischen Welt 
einzusetzen hätte: im engsten Anschluß an die geschichtlichen 
Begebenheiten, stets von dem einen Gedanken getragen, die 
Kontinuität des Ursprünglichen im Wechsel der Zeiten und 
Schicksale zu verfolgen. Eine solche Untersuchung würde greif- 
barere Ergebnisse hervorbringen, als sie die bisherigen Dar- 
stellungen des römischen Staatsrechts, mögen sie noch so um- 
fangreich sein, geboten haben. Aber freilich, hier kann diese 
Aufgabe auch nur andeutungsweise nicht behandelt werden; 
denn sie erfordert schon in ihren Anfängen umfassendes Ein- 
gehen auf die überlieferten historischen und philologischen 
Quellen, und würde vom Thema allzu weit wegführen. Das, 
was im vorstehenden klar gemacht werden sollte, ist lediglich 
das einheitliche Prinzip, das die Schicksale Roms sowohl, wie 
die eines jeden Staates, bestimmt, und das den Schlüssel bildet 
zur Erkenntnis aller anderen Institutionen und Gesetze. 


IV. Die Relativität der politischen Realität. 

Der Gedanke, daß die staatsbildende Handlung ihre Be- 
stimmung in sich trägt und die Pflicht zur Fortbildung den 
zukünftigen Trägern ihres Schicksals als Erbe hinterläßt, läßt 
sich zu einem allgemeinen Prinzip ausbilden, dessen Bedeutung 
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für die Erkenntnis der geschichtlichen und aktuellen Phäno- 
mene hervortritt, sobald wir die Entstehung der historisch- 
politischen Welt mit der Welt der Ideen in Zusammenhang zu 
bringen suchen. Denn was ist die wahrhaft erhaltende Kraft 
in der Flucht der Erscheinungen, was bleibt bestehen, auch 
wenn die Zeiten andere geworden sind, Sitten und Anschau- 
ungen gewechselt haben? Nicht die Erscheinung in ihrer Zeit- 
lichkeit, deren Form zwar vorhanden, aber doch vergänglich 
ist, sondern die lebendige, wirkende Tat, deren Segen fort- 
dauert und die Handlungen späterer Geschlechter adelt. Von 
ihr strömen alle jene tausendfachen Einwirkungen aus, die das 
Leben des einzelnen bestimmen und ihn an das Schicksal der 
Allgemeinheit fesseln. Ihrem Einfluß sich zu entziehen wird 
nur unternehmen, wer den Geist der Tradition verleugnen zu 
dürfen glaubt. Wer diesem Geist sich willig unterwirft, wird 
den Segen, der von ihm ausfließt, vielfach an sich erfahren 
und in allen Fragen politischer Schicksalsbestimmung einen 
sicheren Richtpunkt an ihm besitzen. 

Es ist der Geist der Nation, dem wir damit näher 
gekommen sind. Jener Geist, der von so umfassender Bedeutung 
ist, daß der einzelne in ihm erst seine Vollendung findet, und 
dessen Inhalt doch so verschieden empfunden und gedeutet wird, 
daß der Begriff selbst seine einigende Bedeutung fast verloren 
zu haben scheint. Das, was hier im Anschluß an das bisher 
Gesagte hervorgehoben sein möge, ist die geschichtliche Be- 
dingtheit auch dieses Begriffs, die seinen unmittelbaren Zu- 
sammenhang mit der staatsbildenden Handlung und damit die 
Gemeinsamkeit von Staat und Nation offenbar werden läßt. 
Denn so sicher es ist, daß die Grenzen von Staat und Nation 
selten zusammenfallen, so sicher ist es, daß die Nationalitäten 
Hervorbringungen einstmaliger staatlicher Akte sind, mögen sie 
staatliches Eigenleben heute noch besitzen oder es im Wandel 
der Zeiten verloren haben. Da nun aber der staatsbildende 
Akt selbst nur einmalig ist und seine Fortsetzung in den un- 
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zähligen Akten findet, die ihn weiterbilden, so kann es aller- 
dings geschehen, daß das ursprünglich Gemeinsame sich spaltet 
und in verschiedenen Teilen ein, bald aufstrebendes, bald unter- 
drücktes, Eigenleben weiterführt. Wollte "man unter diesen 
Umständen die tatsächlichen Trennungen auch in der theoreti- 
schen Betrachtung beseitigen, so würde man eine Verwechs- 
lung jener beiden Elemente vornehmen, deren Auseinander- 
halten nach dem Gesagten die Grundlage jeder politischen Be- 
trachtung ist: des historischen, das sich auf das Sein und das 
Werden als solches bezieht, und des ethischen, das sich an die 
Mensehen in ihrem Handeln und Lassen wendet. Denn nicht 
mehr als ein ethisches Postulat will und kann der Begriff der 
Nation sein; eine Aufforderung, die praktische Vernunft im 
Geist der Schöpfer zu betätigen und hierin die Widerstands- 
kraft gegen Anfechtungen aller Art zu finden. Der Besitz 
allein vermag niemals die Rechtfertigung für eine Handlung 
zu geben. 

Einer solchen Klarlegung des Verhältnisses zweier grund- 
legender Begriffe zueinander bedarf es an dieser Stelle, weil 
nicht nur die systematischen Untersuchungen über staats- und 
rechtswissenschaftliche Fragen — wie wir oben an einigen Bei- 
spielen auszuführen versuchten — von dem Gegensatz zwischen 
staatlicher Realität und gesellschaftlicher Idealität ausgehen, 
sondern auch die historische Anschauung von Gegensätzlich- 
keiten und Divergenzen in diesen Grundfragen in weitestem 
Umfang bestimmt wird. Die Vorstellung eines gesellschaft- 
lichen Urzustandes, in dem die Völker in mehr oder minder 
geordneten Verhältnissen ein nomadenartiges Leben geführt 
haben und erst durch freiwillige Unterordnung zu einer staat- 
lichen Existenz gelangt sind, beherrscht ja heute noch fast alle 
unsere historischen Darstellungen und versperrt den Blick für 
die Ursprünglichkeit des staatlichen Lebens auch in den ältesten 
Kulturen der vorgeschichtlichen Zeit. Daß mit solchen Vor- 
stellungen ' die Struktur gerade frühzeitlicher geschichtlicher 
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Zustände verdunkelt wird, ist einleuchtend; wer die Motivation 
historischen Geschehens nicht erkennt, kann auch für die Zu- 
sammenhänge der verschiedenartigen Ereignisse kein Verständ- 
nis besitzen. Vorstellungen, wie die eines durch Uebervölkerung 
hervorgerufenen Wandertriebes, der die nomadenhaft 
lebenden Steppenbewohner zum Einbruch und zur Verwüstung 
geschichtlichen Kulturgebiets anreizt, gehen von einer indivi- 
dualistischen Grundanschauung aus, die die Notwendigkeiten 
des staatlichen Lebens und das Vorhandensein ursprünglicher 
staatlicher Organisation auch in den primitivsten Verhältnissen 
übersieht und Antriebe wirtschaftlicher und sonstiger Art dort 
zu erkennen sucht, wo der Druck äußerer Verhältnisse das 
Gesetz der freien Selbstbestimmung vernichtet. Solche An- 
schauungen sind im Grunde nichts anderes als Ueberreste natur- 
rechtlicher Vorstellungen, nur daß sie das vertragliche Element 
— auf dem doch eben die logische Stärke der naturrechtlichen 
Systeme beruhte, und das sich aus einer systematisch-juristi- 
schen Anschauung vom Staat nun einmal nicht eliminieren 
läßt — übersehen und sich mit dem Vorhandensein angeblicher 
Urzustände begnügen, mit denen nichts erklärt und nichts be- 
wiesen wird. Völkerwanderungen in diesem Sinne hat es nie- 
mals gegeben! Das, was wir mit diesem Ausdruck zu be- 
zeichnen gewohnt sind, sind Verschiebungen staatlicher Macht- 
verhältnisse, wie sie periodenweise im Laufe der geschichtlichen 
Entwicklung aufzutreten pflegen. — 

Die Realität alles Geschehens ist also stets politischer 
Natur; das Werden der Völker, Nationen und Staaten — in 
diesem Sinne darf man diese Begriffe nebeneinanderstellen — 
ist ein historischer Vorgang, der sein Recht in sich trägt und 
nach irgendwelcher Gestattung nicht zu fragen braucht. Die 
Idee, die diesem allein zugrunde liegt, ist jenes unnennbare 
Etwas, was Ranke als Genius der Nationen bezeichnet, 
und was dem Esprit general Montesquieus entspricht: 
die Farbe, die den Abglanz eines schaffenden Gedankens, der 
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Rhythmus, dessen Zeitbestimmung das Schicksalsmäßige in uns 
zum Ausdruck bringt. Ueberall in der Welt ist dieser Geist 
zu finden; jedes Stück des Erdbodens ist von ihm geschaffen 
und geformt. Alles Gewordene ist politisch; der Staat selbst 
ist das beherrschende Prinzip im Weltgeschehen. 

Aber eben deswegen ist alle Realität relativ. Denn auch 
das historische Faktum als das in der Entwieklung der Dinge 
wirkende Element besteht doch wiederum nur in der Anschau- 
ung und unterliegt der Wertung durch das Urteil des ein- 
zelnen. Die politische Realität ist also vorbanden nur in dem 
Vorstellungsvermögen der Individualität; weil aber dieses Vor- 
stellungsvermögen selbst der notwendige Ausgangspunkt jeder 
Theorie ist, muß die Erkenntnis des Gewordenen ein objek- 
tives Moment in sich bergen. Das heißt also: Anschauung 
und politische Realität schließen sich nicht gegenseitig aus 
und sind nicht Teile und Stücke verschiedener Sphären. Son- 
dern sie verschmelzen sich in der Persönlichkeit zu einer Ein- 
heit, in der Idee und Realität zusammenfließen und zu einem 
harmonischen Ganzen sich vereinigen. 

Diese Anschauung von der Möglichkeit einer Versöhnung 
von bislang für unüberbrückbar erachteten Gegensätzen bietet 
dem einzelnen Gelegenheit zu einer klaren Stellungnahme. 
Denn sie begreift die Anerkennung des historischen Geschehens 
in sich und sucht gerade darin das Richtmaß für das prak- 
tische Handeln. Mag nun auch solche Anschauung als für 
unvereinbar gelten mit der Wertschätzung, deren sich die In- 
dividualität heute besonders erfreut, so muß demgegenüber doch 
betont werden, daß nur die Einordnung der einzelnen in die 
Gesamtheit die Entwicklung der Persönlichkeit in Wahrheit 
zu fördern vermag. Diese Unter- und Einordnung kann be- 
grifflich nur dadurch fundiert werden, daß die Anschauung des 
einzelnen — dasjenige also, was man gemeinhin als Welt- 
anschauung zu benennen pflegt — zum Fundament der 
politischen Realität gemacht wird, daß diese selbst aber in 
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ihrer Faktizität aus der Sphäre des bloß Subjektiven heraus- 
genommen und als Resultanten des ganzen Systems der ann 
zum objektiven Maßstab aller Handlungen erhoben wird. 2 
heißt also: das subjektive Moment, das „politische Werturteil*“, 
ist nur insofern objektiv, als es das Recht zu urteilendem Denken 
enthält; darüber hinaus vermag es sich zur Sphäre objektiver 
Realität nicht zu erheben; die politische Realität aber ist nur 
insofern subjektiv, als sie auf der Erkenntnis durch die indivi- 
duelle Sphäre beruht, deren Funktion im praktischen Sinne 
durch die vorhandenen, geschichtlich gewordenen und darum 
die Kraft objektiver Satzung in sich bergenden Emanationen 
des objektiven Geistes bestimmt und geleitet wird. 


- V. Die protestantische Idee als Erkenntnisprinzip der 
politischen Welt. 


Was ist es, was aus den Feststellungen der bisherigen 
Betrachtung als Endergebnis hervorgeht? Die Forderung, daß 
die menschliche Natur auf ihre Fähigkeiten und Eigenschaften 
hin aufs neue untersucht und zur Grundlage einer systema- 
tischen Darstellung der staats- und gesellschaftswissenschaft- 
lichen Lehre gemacht werde. Wir dürfen und können heutzu- 
tage nicht mehr die überkommenen Anschauungen vom Wesen 
des Menschen als gegeben hinnehmen, sondern sind berechtigt 
und berufen, die überlieferten Dogmen zu prüfen, um den 
Menschen als solchen in seiner Ursprünglichkeit wieder zu er- 
kennen. Die bisherigen Betrachtungsweisen, wie sie uns in den 
verschiedenen weltanschauliehen Stellungnahmen vor Augen 
treten, können nicht genügen, weil sie, von gewissen typischen 
Vorurteilen ausgehend, zu einer Anschauung führen, die den 
Menschen nach bestimmten Kategorien beurteilt und dadurch 
die wahre Natur des Menschen verdunkelt. Nur wer die zeit- 
liche Bedingtheit dieser Weltanschauungen, ihre Bindung an 
alte Vorstellungen, ihre blutleeren Abstraktionen richtig er- 
kennt und bewertet, kann den Blick wiedergewinnen für die 
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wahren Realitäten in der Welt, deren Vorhandensein dem den- 
kenden Geist erst dann Genüge tut, wenn sie als Aufforderungen 
zum Handeln das menschliche Tun und Lassen zu normieren 
berufen erscheinen. Der Mensch ist kein willenloses Trieb- 
wesen, sondern wird geleitet durch sich selbst, das heißt durch 
seinen eigenen, selbstgesetzlichen Willen, der sich der Not- 
wendigkeit nur deswegen unterwirft, weil er das Gesetz der- 
selben anerkennt. 

Ist der Protestantismus berufen, in diesem Sinne eine 
richtige Anschauung vom Menschen und seiner Natur zu be- 
gründen ? 


Ueberblieken wir die geistigen Hervorbringungen im 
Deutschland der letzten Epoche, so erscheint uns der prote- 
stantische Geist allenthalben im Vordringen begriffen. Nur 
wenige Werke von größerer Bedeutung gehen bewußt von 
andersartiger dogmatischer Grundlage aus. Die Freiheit der 
Meinung, die Ungebundenheit wissenschaftlichen Forschungs- 
triebes im Sinne des Protestantismus werden von fast allen 
Schriftstellern als selbstverständliche Voraussetzung ihrer Pro- 
duktion in Anspruch genommen. Und dieser Eindruck ver- 
stärkt sich, wenn wir einen Blick werfen auf die außerdeut- 
schen Erscheinungen wissenschaftlicher Natur; der Geist des 
neuen Reichs erscheint auch hier in stetem Vordringen be- 
griffen. — 

Wie anders ist das Bild, wenn wir die einzelnen Produkte 
auf den Kern ihres religiösen Gehalts hin prüfen! Probleme 
religiösen Inhalts werden zwar auch vom wissenschaftlichen 
Standpunkt aus oft behandelt; über die Grundfragen aber, 
deren Klärung Voraussetzung ist für die einzelnen Aufgaben 
wissenschaftlicher Forschung, finden wir selten aufschluß- 
gebende Ausführungen. Für die notwendige Verbindung der 
religiösen Kräfte mit den Erscheinungen der Zeit vollends fehlt 
es auch dort an Verständnis, wo tiefes Studium die Einheit 
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wissenschaftlichen Erkenntnisstrebens vor Augen führt. Eine 
Erscheinung, die darauf bindeutet, daß der Geist wahrhaft 
protestantischer Freiheit aus der Nation verschwunden war, 
bevor sie noch ihrer selbst recht bewußt wurde, und die uns 
berechtigt und verpflichtet, der Idee des Protestantismus auch 
nachzuspüren, wo ihn wiederzufinden ein fast hoffnungsloses 
Beginnen zu sein scheint. 

Wir unternehmen es nicht, an dieser Stelle eine dogmen- 
geschichtliche Untersuchung derjenigen religiösen Bewegung zu 
geben, die das sechzehnte Jahrhundert europäischer Zeitrech- 
nung erfüllt und aus der Reihe der übrigen Abschnitte weit 
heraushebt. Auch eine kurze Darstellung der geistesgeschicht- 
lichen Bewegungen jenes Jahrhunderts würde — das braucht 
vicht näher begründet zu werden — einen weit größeren Raum 
beanspruchen, als hier zur Verfügung steht. Das, was hier ge- 
sagt wird, kann daher nur in Form von Behauptungen aufge- 
stellt werden, deren Richtigkeit im einzelnen durch Belege mit 
Quellenstellen zu beweisen sein würde, die sich aber auch ohne 
dieselben dann auf ein höheres Recht berufen können, wenn sie 
den Forderungen des Augenblicks genüge zu tun in Wahrheit 
geeignet sind. 

Wenn wir unter diesem Aspekt den inneren Zusammen- 
hang der protestantischen Ideen zu erkennen uns bemühen, so 
tritt uns als gemeinsame Grundlage jene eigentümliche An- 
schauung vom Wesen und von den Fähigkeiten der mensch- 
lichen Persönlichkeit entgegen, die — ausgebildet in der Lehre 
von der göttlichen Gnade — den Menschen zwiefacher Bindung 
unterliegend ansieht: einmal dem triebhaften Verlangen nach 
Befriedigung empfundener Bedürfnisse, zum andern der norm- 
setzenden Instanz einer als notwendig erkannten höheren Idee. 
Eine Anschauung, die als solche natürlich die Grundlage jeder 
religiösen Theorie ist, die aber das spezifisch protestantische 
Element gerade dadurch erhält, daß sie die doppelte Bindung 
in unmittelbaren Zusammenhang bringt mit der Idee der Ein- 
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heit und der Individualität der menschlichen Persönlichkeit, 
welch letztere erst dadurch zur Einheit verschmolzen wird. Ein 
Gedanke, dessen Bedeutung gar nicht oft genug hervorgehoben 
werden kann! Denn erst durch ihn wird die eigentliche Sub- 
stanz der Individualität und damit dieser so viel umstrittene 
Begriff selbst ins rechte Lieht gerückt. Nichts Daseiendes, auf 
der Tatsache des Gegebenen Fundiertes, nichts Materielles ist 
der Mensch und die menschliche Persönlichkeit! Sondern erst 
die aus dem Zusammentreffen jener beiden Elemente heraus- 
springende, die Auflösung der Dissonanz in sich bergende mensch- 
liche Handlung macht den Menschen zu dem, was er sein 
soll. Das wahrhaft Seiende ist Gewordenes zugleich und Wer- 
dendes. Das Dasein als solches gibt zwar die Befugnis zum 
Handeln; die Vermutung richtiger Handlung aber vermag es 
in unwiderleglicher Weise nicht zu begründen. Der Augen- 
blick fordert und richtet zugleich; ihn zu erkennen und ihm 
zu genügen, ist die Aufgabe, die dem Menschen das Recht zum 
Dasein gibt. 

Es braucht nicht ausgeführt zu werden, daß diese Grund- 
anschauung — mag man sich zu ihr stellen, wie man will — 
für die praktische Tätigkeit, wie für die erkennende Betrach- 
tung von größter Bedeutung sein muß, und es würde zu weit 
führen, wollte man alle Folgerungen dartun, die im allgemein- 
sten Sinne sich für beide Gebiete ergeben. Das, was hier nur 
andeutend hervorgehoben sein möge, ist die Wichtigkeit der ge- 
nannten Betrachtungsweise für die Erkenntnis der politischen 
Welt. Diese Beziehung allein möge im folgenden behandelt 
werden. 

Denn gerade in seinem Verhältnis zum Gemeinwesen be- 
darf der Mensch einer Anschauung, die ihm einen höheren Ge- 
sichtspunkt für sein Tun und Lassen vermittelt. Ein solcher 
Gesichtspunkt kann nun natürlich durch bestimmte Strömungen 
und Meinungen des öffentlichen Lebens geschaffen und von dem 
einzelnen übernommen werden. Es hieße aber jene Einheit der 
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Persönlichkeit, die wir in den Mittelpunkt stellten, zerstören, 
wollte man Anschauungen, die Allgemeingut sind, ohne weiteres 
als eigentümliche Darstellungen des eigenen individuellen Geistes 
übernehmen. Die Uebernahme allein verbürgt noch nicht die 
Dezision persönlichster Entschließung. Der wahrhaft denkende 
Geist wird sich von allem abwenden, was seiner eigenen Ent- 
schlußkraft die Grundlage zu entziehen droht. Es muß verlangt 
werden, daß auch der Allgemeinheit gegenüber der einzelne sich 
so verhält, wie es der Augenblick mit der Last seiner Verant- 
wortung fordert. Erst wenn auf diese Weise die menschliche 
Handlung in ihrer allgemeinsten Gestalt die Idee des Dienstes 
am.Gemeinwesen in sich aufgenommen hat, kann sie als be- 
rechtigt und gebilligt bezeichnet werden. 

Ein neues Staatsbewußtsein ist es, was damit gefordert 
wird. Ein Staatsbewußtsein, das sich nicht erschöpft in der 
Annahme mehr oder weniger staatserhaltender Ideen, sondern 
das den Staat in den Einzelnen hineinverlegt und ihn zum Ex- 
ponenten aller ener Bewegungen macht, in d«nen sich das bloß 
gesellschaftliche Leben erschöpft. Warum beschränken wir 
heute noch den Begriff der Staatsgewalt auf den Inbegriff be- 
hördlicher Institutionen, die doch nur einen Ausschnitt dar- 
stellen aus der unendlichen Fülle staatlichen Lebens und Trei- 
bens? Eine solche Beschränkung wird dem Geist des modernen 
Staates nicht gerecht. Sie schließt denjenigen, der sich an 
der Gestaltung des öffentlichen Dienstes zu beteiligen strebt, 
aus und läßt den, der sich von ihm abwendet, um sich selbst 
zu genügen — ein vergebliehes Bemühen, das niemals zum 
Ziel führen kann —, freiest gewähren. Anstatt alle diejenigen, 
die abseits stehen, zu gemeinsamen Aufgaben heranzuziehen, 
um jene höchste Harmonie der Kraft zu erreichen, die allein 
Großes wirken läßt. Gewiß ein Ziel, das schwer erreichbar er- 
scheint; aber das doch, wenn es einmal ins Auge gefaßt ist, 


den einzigen Weg darstellt zu einer neuzeitlichen Auffassung 
des Staatsbegriffs. 


Aber eine solche Auffassung ist eben nur möglich, wenn 
die Persönlichkeit in ihrer Einzelheit wieder in den Mittelpunkt 
der Betrachtung gestellt und Klarheit darüber geschaffen wird, 
daß der Einzelne nur sich selbst unterworfen ist und seine Frei- 
heit in jener Spannung von Willen und Triebhaftigkeit findet, 
(die allein Kraft zur Erkenntnis und zum Handeln verleiht. Und 
erst auf dieser Grundlage läßt sich eine Theorie von Staat und 
Gesellschaft aufbauen, die dem Geist der modernen Welt vollen 
Umfangs gerecht wird. Denn der Triebhaftigkeit des mensch- 
lichen Wesens entspricht auf politischem Gebiet der Begriff der 
Gesellschaft, die damit keineswegs aus der wissenschaft- 
liehen Betrachtung verdrängt und ebensowenig der Nichtachtung 
überliefert werden soll, deren Einschätzung aber doch insofern 
auf ein richtiges Maß zurückzuführen ist, als das moralische 
Moment aus ihr zu entfernen und in die staatliche Sphäre zu 
verlegen ist. Erst wenn wir diesen Schritt getan haben, kön- 
nen wir den wahren Zusammenhang zwischen Staat und Ge- 
sellschaft erkennen, die beide sich suchen, bekämpfen und 
schließlich doch finden müssen. Mit Nichten erschöpft sich das 
Geschehen in der Gegensätzlichkeit der die Welt bewegenden 
Kräfte. Sondern schließlich strebt doch alles zu einer höchsten 
Harmonie, und auch die Gegensätze erscheinen von hier aus nur 
als Darstellungen einer letzten Einheit. Notwendig aber ist, 
daß jeder Einzelne sich aus der Sphäre triebhaften Handelns 
emporhebt zu einer wirklich praktischen Vernunft. Die Staats- 
idee kann nur auf diese Weise neue Kraft und neues Leben 
gewinnen. 

Ich behaupte, daß von der gewonnenen Grundlage aus die 
politischen Begriffe der systematischen Erkenntnislehre in einer 
dem Geist der Zeit entsprechenden Weise neu gefaßt werden 
können. Das gilt insbesondere von dem Begriff der Sou- 
veränität, der im Mittelpunkt jeder Staatslehre steht und 
den Prüfstein bildet für den Gehalt und die Echtheit einer 
jeden Staatstheorie. Nicht notwendig zu sagen, daß Unter- 
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scheidungen wie Staats- und Volkssouveränität mit der hier ver- 
tretenen Anschauung unvereinbar sind. Denn weder der Staat 
als etwas von der Grundlage Losgelöstes, über der Menge der 
Subjekte Schwebendes, noch das Volk als Inbegriff der Be- 
herrschten, der Unterworfenen, können für sich allein Subjekt 
der letzten und höchsten Entscheidung sein. Sondern der Ein- 
zelne selbst im Umkreis seiner rechtlich begrenzten Wirkungs- 
sphäre ist Subjekt und Träger der höchsten Gewalt; er übt 
sein Amt aus auf Grund einer höheren Vollmacht, als Men- 
schenkraft verleihen kann, und unterwirft sich erst dann, wann 
die rechtmäßig eingesetzte Obrigkeit das entscheidende Urteil 
gefällt hat. Nur diese Auffassung von der Stellung des Ein- 
zelnen zur Staatsgewalt entspricht dem Begriff von mensch- 
licher Würde, wie er sich im Laufe der geschichtlichen Ent- 
wicklung ausgebildet hat. Wer in der freiwilligen Unter- 
werfung unter den Zwang der Allgemeinheit eine Beeinträch- 
tigung seiner Persönlichkeitssphäre erblickt, übersieht, daß die 
menschliche Natur das Vorhandensein zwingender Normen er- 
fordert, und daß die Freiheit nicht außerhalb, sondern inner- 
halb der von ihnen gesetzten Grenzen gesucht werden muß. 
Das dem Zwange Sichbeugen ist nichts weniger als ein Auf- 
geben der eigenen Individualität. Nur wer den Zwang ver- 
achtet, läuft Gefahr sich selbst aufzugeben; denn er mißachtet 
die Notwendigkeit, der die Gesamtheit unterworfen ist, und 
überhebt sich gerade dadurch über seine Schicksalsgenossen, 
denen zu dienen das höchste Ziel der Freiheit ist. 

Diese Balance der Kräfte ist es auch, die den Souveräni- 
tätsbegriff in seinen äußeren Beziehungen verständlich macht. 
Auch in dieser Beziehung ist das Zurückgehen auf die Natur 
des Menschen von unschätzbarer Bedeutung. Ist nicht der ein- 
zelne Mensch unzähligen äußeren Einwirkungen ausgesetzt, die 
der Substanz seiner Persönlichkeit eine andere Form zu ver- 
leihen bestimmt sind? Und ist es nicht auch hier der in der 
Handlung manifestierte Wille, der die fremden Einflüssen allzu 


leicht zugängliche menschliche Natur zu leiten und zu ge- 
stalten bestimmt ist? Womit keineswegs gesagt werden soll, 
daß die natürlichen Triebe und Affekte an sich bereits ver- 
werflich seien, wie dies — worauf neuerdings hingewiesen 
worden ist!) — voneinem Donoso Cortes mit dem ganzen 
Pessimismus seiner dunklen Religiosität behauptet und ge- 
schildert wird. Aber die Tatsache der Entscheidung ist doch 
stets das richtunggebende Moment, und die menschliche Natur 
mit ihren Trieben und Anlagen schafft zwar die Vorbedingung 
für eine Weiterbildung, das wirkende Element aber ist doch 
die Handlung in ihrer Beziehung zu der Welt der Realitäten, 
zu der sie durch Ursache und Wirkung in tausendfacher Be- 
ziehung steht. Die Tatsache, daß eine solche Entscheidung aus 
eigener Verantwortlichkeit heraus getroffen werden kann, ist die 
einzige Rechtfertigung der menschlichen Tat. Sie rechtfertigt 
dieselbe nicht nur vor dem eigenen Gewissen, sondern auch vor 
den andern Menschen; erst von diesem Gesichtspunkt aus kön- 
nen wir vom Menschen als von einer Rechtspersönlich- 
keit sprechen. 

Nicht anders ist meines Erachtens der politische Be- 
griff der Souveränität zu fassen. Wenn oben angedeutet 
wurde, daß der zweifachen Gestaltung der menschlichen Per- 
sönlichkeit auf politischem Gebiet die Unterscheidung von Ge- 
sellschaft und Staat entspreche — die Ausführung dieses Ge- 
dankens muß einer besonderen Untersuchung vorbehalten blei- 
ben —, so folgt daraus für den Begriff der Souveränität die 
Unverlierbarkeit und Unvergänglichkeit dieser höchsten aller 
politischen Ideen. Nicht allein der Besitz und die Ausübung 
staatlicher Hoheitsrechte bilden den Beweis für das Vorhanden- 
sein souveräner Macht; sondern vor allem sind es Wille und 
Entschlußfähigkeit, die den souveränen Staat von den Staats- 
wesen geminderten Rechts unterscheiden. Solange Wille und 


1) Carl Schmitt, Politische Theologie, 1920, 8. 50/51. 
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Entschlußfähigkeit lebendig sind, ist staatliche Souveränität noch 
vorhanden, mag auch im übrigen das Substrat staatlichen 
Hoheitsrechts in weitestem Umfang gemindert sein. Der Sub- 
stanz nach ist die Souveränität unverlierbar, solange der Wille 
zum Widerstand noch in einer Persönlichkeit lekt, deren 
Stellung als Mitglied der staatlichen Gemeinschaft die Verant- 
wortung für die Gesamtheit bedingt. Der Ausübung nach freilich 
kann der Inhalt staatlichen Hoheitsrechts auf ein Mindestmaß 
beschränkt werden, ohne daß jedoch dadurch die Substanz selbst 
vernichtet würde. Die gestaltende Kraft ist es also, die nach 
außen Wesen und Charakter einer Gemeinschaft bestimmt. Die 
Gesellschaft als solche ist Ausdrucksform nicht so sehr der Ge- 
staltung, als des Verlangens nach Form und Gestalt. Auch bei 
ihr ist das Verlangen als solches nicht schleehthin verwerflich 
und fehlerhaft. Aber es fehlt das Element schaffender Kraft, 
die Fähigkeit zu persönlichster Entscheidung. Das Zusammen- 
wirken aller Einzelheiten in einem Gesamtwillen erst kann die 
Vielheit der Einzelinteressen zu einem Gesamtinteresse ver- 
schmelzen und dadurch jene Spannung zwischen actio und 
factum erzeugen, die den einzelnen als Teil des Ganzen sich 
fühlen und erscheinen läßt. Dadurch erst kann auch ein 
Empfinden für die rechtlichen Grundlagen der Staatengesellschaft 
neu geschaffen werden. Denn nur das Moment staatlicher- 
„Dezision“ kann das Nebeneinander der verschiedenen Völker 
zu einem System zusammenfügen. Ist doch der Souveränitäts- 
begriff, eben weil er die Idee der Vertretung der Gesamtinteressen- 
in sich begreift, nichts Einmaliges, historisch Darstellbares, 
sondern ein Gradmesser, an dem das Maß tatsächlicher Achtung 
und damit das Vermögen politischer Wirksamkeit manifestiert. 
wird. Erst von dieser Grundanschauung aus kann der zwischen- 
staatliche Rechtsbegriff erfaßt werden, der damit zum Ausgangs- 
punkt der allgemeinen Rechtslehre wird und das Problem der- 
Rechtspersönlichkeit des Staats erst ins rechte Licht stellt. 
Wir verfolgen die weiteren Wege nicht, die sich von der- 
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erkannten Grundstellung aus dem systematischen Staatsdenken 
eröffnen. Ist nicht die Hoffnung auf eine mögliche Erneuerung 
unserer Staatstheorie Anlaß genug, um einen Augenblick ver- 
weilend still zu stehen? Noch scheint die Zeit in weiter Ferne 
zu liegen, da es uns vergönnt sein wird, „einmal den Staat zu 
bauen wie einen Tempel, rein und stark hinaufwärts, in eigener 
Schwere ruhend, streng und erhaben, doch auch heiter, wie es 
die Götter sind, und mit lichten Hallen, durchschimmert vom 
Spiele der Sonne“. Der Theorie allein ist es möglich, das Bild 
zu zeichnen, das dem geistigen Auge vorschwebt. Abgewendet 
von dem Geschehen der Gegenwart dient sie der Zukunft durch 
die Vergangenheit. 
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